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Arthur Kreuzer

Kriminalpolitik auf dem Prüfstand

Gefängnisüberfüllung und Kriminalitätsanstieg in der Diskussion

Gefängnisüberfüllung ist gegenwärtig welt-
weit das wohl bedrückenste Problem des
Strafvollzugs, ja der gesamten Kriminalpoli-
tik. Medienschlagzeilen verdeutlichen es:
„Dramatische Zuspitzung im Strafvollzug" —
„Für 6000 Verurteilte kein Platz in Gefängnis-
sen" — „Wegen Überfüllung frühe Begnadi-
gung?" — „Keine Zelle mehr frei" — „Mithäft-
ling niedergeschossen" — „Rauschgifttoter in
Plötzensee" — „Das private Gefängnis ist im
Kommen" — „Gefängnisrevolte im Sing-Sing"
usw. Aber weder über Ursachen noch über
Abhilfe besteht Einigkeit. Kontroversen fin-
det man ebenso in der kriminologischen Wis-
senschaft wie in der Praxis von Politik und
Strafjustiz.

Ist es steigende Kriminalität, welche Gefäng-
nisse überquellen läßt, oder eine sich auswei-
tende, verschärfende Strafverfolgung? Soll
man den wachsenden Gefangenenzahlen
durch Gefängnisneubauten begegnen oder
umgekehrt Strafgesetze, Strafverfolgung und
Strafvollzug abbauen? Bedarf die Strafrechts-
reform der sechziger und siebziger Jahre ei-
ner Korrektur oder konsequenter Fortfüh-
rung? Wurde die alte und würde eine neue
Reform von der Justiz angenommen oder wo-
möglich unterlaufen, umgangen? Wieviel
Strafverfolgung und Freiheitsentzug sind
überhaupt nötig, um Sicherheitsgefühl und
Normtreue der Bevölkerung zu gewährlei-
sten? Kurzum: Gefängnisüberfüllung ist An-
laß genug, Kriminalpolitik insgesamt zu über-
denken.

Zwei Schlaglichter mögen Haftzustände be-
leuchten:
Das Landgericht Braunschweig befand kürz-
lich: „Die Belegung einer Einzelzelle mit einer
Grundfläche von 7,98 qm und einem Raumin-
halt von ca. 22 cbm mit zwei Gefangenen ist
in ihren Auswirkungen insgesamt unwürdig
und erniedrigend und verletzt den Anspruch

I. Einführung

des Gefangenen auf Achtung seiner Persön-
lichkeit und seiner Menschenwürde und ist
demzufolge unzulässig." )1

Ungemein alarmierender sind Haftzustände
im reichsten Land der Welt — den USA. Ein
erfahrener Praktiker beobachtete das Gefäng-
nis von Mount Meigs bei Elmore: „In der Ein-
gangsdiagnose-Station war der erste Schock
am entsetzlichsten. Der nördliche Schlafsaal
ist eine Höhle von etwa 9 x 23 m. Am Tage
meines Besuchs enthielt sie 218 Gefangene,
so daß auf jeden rund 0,95 qm Grundfläche
entfielen. Auf zweistöckigen Pritschen, zwi-
schen die Pritschen gelegten Matratzen und
einigen Matratzen auf einem Sims über den
Toilettenschüsseln findet jeder Häftling einen
Schlafplatz... Kein Bediensteter betritt den
Saal bei Nacht und kaum einer am Tag. Die
Insassen dürfen den Saal zu den Mahlzeiten
verlassen. Einmal pro Woche werden sie um-
geschlossen, so daß ein Reinigungstrupp das
Nötigste erledigen kann."2)
In der Bundesrepublik fand die Problematik
jüngst starke Beachtung, als zwischen SPD
und GRÜNEN über ein hessisches Gefängnis-
neubauprogramm gestritten wurde. Eine erst-
malige, umfassende Anhörung im Hessischen
Landtag am 6./7. September 1984 vereinte
etwa zwei Dutzend Wissenschaftler und Prak-
tiker. Dabei wurden nahezu alle gegenwärtig
diskutierten Ansichten über Situation, Ursa-
chen und mögliche Konsequenzen zusam-
mengetragen. Brennende Fragen blieben al-
lerdings offen3).



Im folgenden soll die Problematik im Zusam-
menhang unserer neueren Kriminalitätsent-
wicklung und Kriminalpolitik aus der Sicht
eines Kriminologen und Kriminalwissen-

schaftlers, der sich selbst zur Mitte des wis-
senschaftlichen und politischen Meinungs-
spektrums zählt, dargestellt werden.

II. Geschichtliche Perspektive

Gefängnisüberfüllung ist vielschichtig, in
mancher Hinsicht relativ, in der Forschung
erst neuestens beachtet4). Dies gilt ebenso für
den Begriff wie für Erscheinungsformen, für
eine Diagnose der Ursachen wie für deren
Abhilfe. Und doch ist das Problem so alt und
so verbreitet wie das neuzeitliche, auf die
Amsterdamer Zucht- und Spinnhäuser von
1595 zurückreichende Gefängniswesen
selbst.
Waren Strafanstalten ursprünglich für die
Besserung durch Arbeitserziehung geschaf-
fen, wenn man Todes- und Leibesstrafen ver-
meiden wollte, so verfielen die zu Zeiten des
Merkantilismus im 17./18. Jahrhundert an Pri-
vate verpachteten Zuchthäuser zu Stätten
bloßer Ausbeutung von Gefangenen. Indem
man Kriminelle, Landstreicher, Irre, Arme
und Waisen zusammenpferchte, provozierte
man Überfüllungen, kriminelle Ansteckung,
Demoralisierung, subkulturelle - Unter-
drückung. Entweder wurden solche Nöte —
im ideengeschichtlichen steten Auf und Ab,
Vor und Zurück — gar nicht als Problem
empfunden; vielmehr rechtfertigte man sie
bis in die sechziger Jahre unseres Jahrhun-
derts als mit dem Wesen des strafenden Frei-
heitsentzugs vereinbare oder gar gewollte zu-
sätzliche Strafübel. Oder sie bildeten den Mo-
tor reformerischer Bewegungen; man erin-
nere nur an Reformanstöße von John Howard
1777, Heinrich Wagnitz 1791 oder Theodor

Fliedner in der Rheinisch-Westfälischen Ge-
fängnisgesellschaft 1826. Grundlegende Re-
formen blieben jedoch aus. Noch 1966 befand
das Berliner Kammergericht: „Mit dem Ver-
lust der persönlichen Freiheit als Strafe ...
verliert der Gefangene im Prinzip tatsächlich
alle diejenigen Grundrechte, zu deren unein-
geschränkter Ausübung er der persönlichen
Freiheit bedarf. Er hat dementsprechend un-
eingeschränkt nur noch das Recht auf Leben
und körperliche Unversehrtheit."5) In der
Bundesrepublik bedurfte es — abgesehen von
Aufklärung, Reformforderungen, Aufrufen
der Vereinten Nationen, internationalen Kon-
gressen — offenbar erst des heilsamen
Schocks markanter Gefängnisskandale wie
der Hamburger „Glocke"6) und des Kölner
„Klingelpütz", um Problembewußtsein auch in
die Rechtsprechung und Politik zu tragen.
Mutig ging 1967 das Oberlandesgericht
Hamm voran7). Damals hatte man es mit der
zweiten Überfüllungsphase der Nachkriegs-
zeit zu tun; heute ist es die dritte. Das Gericht
befand, drei Gefangene in einer Einmannzelle
von 23,5 cbm mit Toilette ohne Schamwand
einzusperren, verstoße gegen den Schutz der
Menschenwürde in Art. 1 Grundgesetz. Ihm
folgte 1972 das Bundesverfassungsgericht mit
seiner Aufforderung, ein Strafvollzugsgesetz
zu schaffen, welches die Rechtsstellung des
Gefangenen sichert und seine Wiedereinglie-
derung in die Gesellschaft fördert.

III. Die gegenwärtige Lage im internationalen Vergleich

Ein internationaler Vergeich des Problems
setzt einheitliche Maßstäbe und Definitionen

für Gefängnisüberfüllung voraus; aber daran
mangelt es. Gleichwohl sei eine Diagnose der
Lage hierzulande und in einigen vergleichba-



ren Ländern versucht. Die Relativität von Ge-
fängnisüberfüllung erfordert dabei vor allem,
zwei Vergleichsgesichtspunkte zu unterschei-
den: Zum einen die „Haftquote“ (Verhältnis-
zahl Inhaftierter je 100000 Einwohner einer
Bevölkerung an einem Stichtag), zum anderen
die konkrete Auslastung bestehender Anstal-
ten. Denn es gibt in einzelnen Ländern unter-
schiedlich hohe Ausgangslevels der Haftin-
tensität, und je nachdem werden sich Größen-
ordnung und politische Brisanz einer akuten
Überfüllungslage anders darstellen. Überfül-
lungen, die mit ohnehin hohen Haftquoten
einhergehen, drängen allemal mehr zu umfas-
senden kriminalpolitischen Lösungen; Über-
füllungen bei an sich geringen Haftquoten
können leichter hingenommen oder als orga-
nisatorisches Problem bewältigt werden.

1. Haftquotenvergleich
Der internationale Vergleich von Haftquoten
verweist die Bundesrepublik in ein Mittelfeld
zwischen zwei Extremen. Unsere Haftquote
beträgt 104 Gefangene (davon 27 Untersu-
chungsgefangene) je 100000 Einwohner8).

1. Februar 1984). .

Diese Zahl nimmt sich vergleichsweise gün-
stig aus gegenüber Haftquoten in wohl fast
allen Diktaturen. In den kommunistisch re-
gierten Ländern des Ostblocks werden die
Haftquoten von der DDR bis zur Sowjetunion
auf 200 bis 400 geschätzt; hierbei sind aller-
dings haftähnliche Maßnahmen wie Zwangs-
erziehungs-, Zwangsarbeitslager und Zwangs-
unterbringungen in psychiatrischen Anstal-
ten nicht mit berücksichtigt; periodisch wie-
derkehrende Massenamnestien werden zwar
als politische Wohltat gefeiert, beruhen aber
in erster Linie auf immer wieder anschwellen-
den Haftquoten und Haftüberlastungen, die
selbst dort als unerträglich angesehen wer-
den. Gleich hoch liegt bemerkenswerterweise
die Haftquote in den USA.
Im näherliegenden Vergleich mit Staaten des
Europarats schneidet die Bundesrepublik je-
doch sehr ungünstig ab. Höher liegt die Haft-
quote lediglich in Österreich (114) und in der
Türkei (177), am niedrigsten liegt sie in den
Niederlanden (31), gefolgt von Spanien (38),
Norwegen (48), Schweden (57), der Schweiz
(62), Dänemark (70), Belgien (72), Frankreich

(74), Italien (76) und England (83), um nur die
wichtigsten zu nennen.
Etwas anders sieht das Bild allerdings aus,
wenn man unterschiedliche Haftlängen in
den Vergleich einbezieht. Bekanntlich sind
durchschnittlich verbüßte Haftzeiten etwa in
den Niederlanden und in Dänemark (2,0 Mo-
nate) sehr kurz, in Portugal am höchsten (8,0
Monate). Auch hier liegt die Bundesrepublik
mit 6,2 Monaten im ungünstigen oberen Be-
reich. In Anbetracht unseres Straflängenle-
vels nehmen wir allerdings nach der Verhält-
niszahl jährlicher Haftantritte durchaus einen
mittleren Rang ein.

2. überschreiten der Haftkapazität
und Folgen

Betrachtet man die Lage innerhalb bestehen-
der Haftanstalten, so ist die Überfüllung in
bundesdeutschen Gefängnissen eindeutig. Sie
tritt schon bei einer jahresdurchschnittlichen
Auslastung von 90 % der vorhandenen Haft-
plätze ein. Ähnlich dem Krankenhauswesen
müssen nämlich in jeder Anstalt Platzreser-
ven verbleiben. Auch lassen sich nicht alle
Abteilungen gleich stark belegen; eine über-
last im geschlossenen Männervollzug läßt
sich nicht etwa ausgleichen durch ungenutzte
Plätze im offenen Frauenvollzug; gleiches gilt
für Unterscheidungen nach Jugendstraf-, Un-
tersuchungshaft-, sozialtherapeutischen, Ge-
fängniskrankenhaus-, Langstraf- oder Siche-
rungs-Einrichtungen. überdies schwankt die
Belegungsintensität, beispielsweise wegen
des Urlaubswesens, jahreszeitlicher Stoßzei-
ten, Baumaßnahmen oder — horribile dictu!
— sogenannter „Verschubungen", fortlaufend.

Im Sinne einer 90 %-Auslastung gab es bereits
lange vor der in das öffentliche Bewußtsein
getretenen Problematik Überbelegungen,
teils regional und sektoral, teils ganze Bun-
desländer erfassend. Die jetzige Situation ist
jedoch dadurch gekennzeichnet, daß ohne
entscheidende Gegenmaßnahmen eine uner-
trägliche kapazitäre Überfüllung bis in das
nächste Jahrtausend voraussehbar ist. Bun-
desweit sind alle Länder außer den Stadtstaa-
ten Bremen und Hamburg davon betroffen. Im
Saarland ist die kritische 90 %-Marke insge-
samt um 50 %, im Bundesdurchschnitt um
14% überzogen. In Hessen beispielsweise ist
die offiziell ausgewiesene Belegungskapazität
des geschlossenen Strafvollzugs für Männer



seit 1980 um 24 bis 30 %, in einzelnen Anstal-
ten noch weit stärker überschritten.

Selbst diese Daten verdecken noch die Kluft
zwischen dem Anspruch des 1976 erstmals
geschaffenen Strafvollzugsgesetzes an die Be-
schaffenheit von Haftplätzen einerseits und
der Gefängniswirklichkeit andererseits. So
fordert das Gesetz u. a. weitgehend offenen
Vollzug, Trennung von Untersuchungs- und
Strafgefangenen, pädagogisch geführte Frei-
zeitgestaltung, sinnvolle Arbeitsmöglichkei-
ten, soziale Hilfen, Unterricht, Krankenpflege,
regelmäßige Einzelunterbringung, sanitäre
und wohnliche Ausgestaltung der Hafträume,
Wohngruppenvollzug, Besucher- und Grup-
penräume.
Von solchen unabdingbaren Zielforderungen
rückt die bundesdeutsche Wirklichkeit mit
der skizzierten Überfüllung noch weiter ab.
Dadurch könnten Zustände eintreten, die
dem sonst hohen zivilisatorischen Stand die-
ses Landes und den hehren grundrechtlichen
Erwartungen seiner Verfassung Hohn spot-
ten. Ähnlich rügt das zuständige britische Mi-
nisterium dortige Zustände als einen „Affront
gegenüber einer zivilisierten Gesellschaft".

Beispielhaft läßt sich dies dokumentieren mit
der bei uns wie in vergleichbaren Ländern
üblichen, rigoros ausgeweiteten Doppelbele-
gung von Einzelzellen („Doppelstockbetten",
„double celling", „double bunking"). Gemein-
schaftsunterbringung ist in den Jahren 1970
bis 1982 von 33,1 % auf 44,6 %, im Saarland gar
auf 74,4 % angewachsen. Demgegenüber ge-
hört der Grundsatz nächtlicher Einzelunter-
bringung nicht nur zu den gesetzlichen For-
derungen, sondern schon zu dem Verlangen
früher Reformer und der moralisch verpflich-
tenden „Einheitlichen Mindestgrundsätze für
die Behandlung der Gefangenen" (Wirt-
schafts- und Sozialrat der Vereinten Natio-
nen, Genf 1957).

Überfüllung wirkt sich schädigend für Gefan-
gene, Bedienstete und die Allgemeinheit aus.
Insgesamt verschlechtert sich das Haftklima;
Mißtrauen, Angst und Aggressionen der Ge-
fangenen untereinander sowie zwischen ih-
nen und Bediensteten mehren sich. Die an-
satzweise wohl in jeder Anstalt vorhandenen
subkulturellen Strukturen mit Hackordnung,
wechselseitiger Unterdrückung, heimlichen
Machenschaften, Drogenschmuggel, Korrup-
tionsgefahr usw. verfestigen sich. Ohnehin
geringe, oft euphemistisch überzeichnete

Chancen eines wirksamen Behandlungsvoll-
zugs schwinden. Moderner Resozialisierungs-,
wenigstens aber humaner Strafvollzug ent-
wickelt sich zurück in überholten, allein auf
Sicherheit und Ordnung gründenden Ver-
wahrvollzug, wobei das Bild des Vollzugsmit-
arbeiters droht, sich in jenes vom „Schließer"
zurückzubilden.
Letzten Endes ist mit Gefängnisrevolten und
Skandalen zu rechnen, wie sie beispielsweise
aus den USA in den letzten Jahren (Pontiac,
Reidsville, New Mexico, Attica), aus Polen,
Italien oder Brasilien berichtet werden, wie
sie aber auch bei uns möglich sind, wenn man
etwa an den Brand in der Berliner Abschiebe-
haft denkt. Auf individuelle und generelle
Vorbeugung bedachter Strafvollzug droht
dann in das Gegenteil, in vermehrte Krimina-
lität und geringere Sicherheit umzuschlagen.
In vielen anderen Ländern haben wir es mit
gleichen, in manchen mit noch weit stärkeren
Überlastungen bestehender Haftanstalten zu
tun. So befinden sich derzeit allein in Staats-
und Bundesgefängnissen der USA mit einer
Kapazität von insgesamt etwa 300000 Plätzen
430000 Gefangene. Die genannten Revolten
sind Symptome unerträglicher Zustände. Da-
bei ist die Lage in der Bundesrepublik der in
Großbritannien vergleichbar. Aber selbst Län-
der, deren Strafvollzug in mancherlei Hin-
sicht Vorbild war und ist, bleiben von diesen
Problemen nicht verschont. So hatte man bei-
spielsweise in Schweden zunächst einen weit-
gehenden Behandlungsvollzug kreiert, war
dann nach Abflauen der „Behandlungsideolo-
gie" wieder auf ein Sicherungsdenken umge-
schwenkt, wollte die Haftzahl aber in den
achtziger Jahren auf 1000 Gefangene reduzie-
ren und muß nun etwa 5500 Gefangene ver-
kraften, teils sogar in Hotels unterbringen.
Selbst in den Niederlanden plant man Ge-
fängnisneubauten. Indem man Überbelegun-
gen bestehender Anstalten vermeidet, nimmt
man indes einen Stau der auf eine Verbüßung
wartenden Verurteilten, eine „Überfüllung
vor den Haftanstalten" in Kauf. Weitaus dra-
stischer wirkt sich ein solcher Stau beispiels-
weise in Brasilien aus; so gab es bis 1982 in
Sao Paulo 25000 Gefangene und ebenso viele
Verurteilte, für die in den Gefängnissen kein
Platz war und die somit auf eine Verjährung
des staatlichen Strafvollstreckungsanspruchs
hofften9 ).



IV. Ursachen gegenwärtiger Gefängnisüberfüllung

1. Kriminalitätsanstieg
Als wichtigste Ursache des derzeitigen Bele-
gungsdrucks in Haftanstalten wird die stei-
gende Kriminalität diskutiert, denn in den
letzten Jahrzehnten läßt sich für die gesamte
verfolgte Kriminalität und für einzelne Berei-
che ein Anstieg feststellen. Zu nennen sind
dabei einmal die zahlenmäßig besonders ins
Gewicht fallenden leichteren Straßenver-
kehrsdelikte und Diebstähle (Ladendiebstäh-
le, Diebereien von und aus Kraftfahrzeugen
sowie von Fahrrädern). Zum anderen sind es
vor allem schwerere Delikte: Einbrüche und
Gewalttaten wie der überproportional ange-
stiegene Raub, ferner Drogenhandel.
Der Zuwachs verfolgter Kriminalität hängt
nicht allein mit Umschichtungen der Bevölke-
rung zusammen; er zeigt sich auch in Verhält-
niszahlen (Zahl rechtskräftig Verurteilter je
100000 Einwohner der jeweiligen Bezugs-
gruppe). Besonders macht er sich bei jungen
Menschen bemerkbar. Freilich ist es nur ein
allmählicher, nicht jäher, keineswegs dramati-
scher Anstieg. Wenige Daten mögen ihn ver-
deutlichen.
Die Verurteiltenzahlen wuchsen im 25-Jah-
reszeitraum von 1954 bis 1979 bei allen Al-
tersstufen von 1281 auf 1421, und zwar bei
Jugendlichen von 842 auf 1887, bei Heran-
wachsenden von 2623 auf 3369, bei Erwachse-
nen von 1225 auf 1249. Ungleich höhere Zu-
wachsraten der polizeilichen Kriminalstatisti-
ken finden in diesen Daten keinen entspre-
chenden Niederschlag; ein Großteil leichter
und mittelschwerer Kriminalität wird näm-
lich zunehmend durch staatsanwaltliche oder
gerichtliche Verfahrenseinstellungen im Vor-
feld einer Verurteilung erledigt. Im Strafvoll-
zug zeigt sich dieser Trend in wachsenden
Anteilen derer, die wegen Gewalt- oder Dro-
gendelikten verurteilt sind. So veränderte
sich die Deliktstruktur bei über 25jährigen
männlichen Strafgefangenen innerhalb eines
Jahrzehnts bis 1982 folgendermaßen: Wegen
Körperverletzung verurteilte Gefangene nah-
men absolut von 556 auf 1370 zu, und ihr
Anteil wuchs im Strafvollzug von 2,5 % auf
4,3 %; für Raub und Erpressung lauten die ent-
sprechenden Zahlen: 1672 bzw. 7,5 % und
3127 bzw. 9,9 %. Hingegen nahmen die Voll-
zugsanteile bei Diebstahl und Unterschlagung
von 40,6 % auf 28,0 % ab, obwohl gerade hier

kriminalstatistisch beträchtliche Anstiege zu
verzeichnen sind. Im Jugendstrafvollzug sind
beispielsweise die Anteile wegen Raubes
Verurteilter um etwa 6 % auf rund 19 % ange-
stiegen.
Namentlich für die Jugendkriminalität wird
diese Diagnose eines Kriminalitätsanstiegs je-
doch von manchen Kriminologen vehement
kritisiert: Sie verkenne eine Verschiebung
vom Dunkelfeld unerkannter zum Hellfeld
verfolgter Kriminalität; diese wiederum be-
ruhe auf verstärkter Anzeigebereitschaft in
der Bevölkerung und auf dem Ausbau des
Verfolgungsapparates10). Bei aller Lückenhaf-
tigkeit und Fragwürdigkeit unseres krimino-
logischen Wissens und Messens lassen sich
solche Einwände aber doch entkräften. So ist
die Anzeigebereitschaft allenfalls in Teilbe-
reichen gestiegen; im übrigen ist sie sogar
rückläufig, wie insgesamt soziale Nahraum-
kontrolle nach dem Motto „Was geht mich
das an?" schwindet. Und die personelle Erwei-
terung bei Polizei und Justiz wird großenteils
kompensiert durch verringerte Arbeitszeit,
neue bürokratische Belastungen, Abzug von
Polizeikräften für Personen- und Objekt-
schutz sowie Spezialfahndungsbereiche.
Wie wenig der Hinweis auf die angeblich dra-
stisch gesteigerte Verfolgungskapazität zu
verfangen vermag, zeigt ferner die polizeili-
che Quote der Verbrechensaufklärung: Sie ist
in den letzten zwei Jahrzehnten von 55 % auf
45 % gesunken; dies macht sich beispiels-
weise bei Raub- und Einbruchskriminalität
bemerkbar. Auch liegt der beobachtete Krimi-
nalitätsanstieg im Trend vergleichbarer Indu-
strienationen. Letztlich lassen sozialstruktu-
relle, kriminalitätsbegünstigende Entwicklun-
gen einen solchen Anstieg plausibel erschei-
nen; sie seien nur mit den Stichworten Ent-
fremdung, Anonymität, Verstädterung, Ar-
beitslosigkeit, Umbrüche in Familie, Erzie-
hung, Freizeitgestaltung und Wertehaltung
angedeutet.



2. Entwicklungen der Bevölkerung und
Haftplätze

Eine weitere Ursache gegenwärtiger Eng-
pässe liegt in den zeitweilig scherenartig aus-
einandergehenden Entwicklungen der Bevöl-
kerung einerseits und des Haftplatzangebots
andererseits.

Wie in Universitäten und im Lehrstellenbe-
reich macht sich im Strafvollzug die bekannte
demographische Umschichtung bemerkbar.
Der Bevölkerungsanteil 18 bis 45jähriger
Männer ist in den letzten Jahren merklich
gestiegen; es ist dies zugleich die kriminali-
tätsintensivste Altersstufe. Dabei wirken sich
die geburtenstarken Nachkriegsjahrgänge
ebenso aus wie der Zuzug von jüngeren
männlichen Ausländern. In der Bevölkerung
ist diese Personengruppe mit 20% (12,5 Mil-
lionen) vertreten, im Strafvollzug mit 85 %
weit überrepräsentiert. So dürften im Straf-
vollzug ein weiterer Antstieg bis in die späten
achtziger und ein allmählicher Rückgang in
den neunziger Jahren zu erwarten sein. Bei-
spielsweise beobachtet die Jugendstrafanstalt
Rockenberg — dort sind jugendliche männli-
che Strafgefangene aus Hessen inhaftiert —
neuestens schon ein Stagnieren der Zugangs-
raten. Solches Symptom des „Pillenknicks"
wird sich in der Wiesbadener Anstalt mit her-
anwachsenden Gefangenen vermutlich in we-
nigen Jahren zeigen, danach in Jungmänner-
Anstalten usw. Erst um die Jahrtausend-
wende dürfte indessen — bei sonst gleichen
Verhältnissen — die Gesamtpopulation Ge-
fangener wesentlich unter den heutigen
Stand absinken.

Auf die sich frühzeitig abzeichnende demo-
graphische Umschichtung reagierten Krimi-
nalpolitiker spät. Im Zuge der Strafrechtsre-
formen nutzte man Rückgänge der Gefange-
nenzahlen seit 1970 zunächst, um manche der
überwiegend aus dem 19. Jahrhundert stam-
menden veralteten Gefängnisbauten zu besei-
tigen, umzuwidmen oder zu modernisieren.
Vorausschauende Planer fehlten. Neubauten,
die jene Altbausanierungen und Abrisse hät-
ten kompensieren können, wurden zu spät
konzipiert.

Man braucht dies nicht einmal zu bedauern.
Schon in den wenigen Neubauten der siebzi-
ger Jahre offenbarten sich nämlich giganto-
mane, kommunikationsfeindliche architekto-
nische „steingewordene Riesenirrtümer". Sie

liefen heutigen Vorstellungen stadt- und hei-
matnaher, kleiner, überschaubarer, dem Vor-
rang des Wohngruppen- und offenen Voll-
zugs dienender, an „soziale Netze" angebun-
dener Gefängniseinheiten zuwider. Erst um
1975 wurden in größerem Ausmaß neue, zum
Teil offene Haftplätze geschaffen, insgesamt
etwa 10000; doch ziehen sich Neubaupro-
gramme heute von der Planung bis zur Be-
zugsfertigung über zehn Jahre hin. Eine un-
heilige Allianz von „progressiven", umweltbe-
wußten, die Strafe ablehnenden Kräften ei-
nerseits und „konservativen", „Kriminelle in
der Nachbarschaft" nach dem Sankt-Florians-
Prinzip ebenso wie Altenheime, psychiatri-
sche Kliniken und Friedhöfe verdrängenden
Bürgerinitiativen andererseits verhindern zu-
dem rasche, standortgünstige Neubäuten.
Selbstverständlich wirken sich außerdem
auch die knappen öffentlichen Kassen aus.
Immerhin kostet heute jeder neue Haftplatz
einmalig ca. 180000 DM. Die unmittelbaren
Folgekosten für jeden Gefangenen belaufen
sich auf jährlich ca. 44000 DM. Demgegen-
über sind für anteilige Bewährungshilfeko-
sten je Proband jährlich nur etwa 1500 DM
aufzuwenden. Auch in dieser Kostenrelation
zeigt sich, daß eine ambulante, intensive so-
zialarbeiterische Betreuung allemal einem
stationären Vollzug vorzuziehen ist.

3. Ursachen in neuen Strafgesetzen
Eine weitere, insgesamt 'jedoch weniger be-
deutsame Ursache für steigende Gefangenen-
zahlen liegt in gesetzgeberischen Verschär-
fungen und Ausweitungen des Strafrechts.
Einer Welle der Entkriminalisierung in den
früheren Strafrechtsreformen folgte eine sol-
che mit umgekehrtem Vorzeichen. Schließ-
lich überlagerten sich Ent- und Neukriminali-
sierung. Einheitliche Ziele sind nicht mehr er-
kennbar.
Exemplarisch soll dies anhand der Neugestal-
tung des Betäubungsmittelgesetzes von 1981
belegt werden11). Hier werden entkriminali-
sierende, auf Vermittlung von Therapie für
Drogenabhängige bedachte Tendenzen kon-
terkariert. Neue Verbrechenstatbestände und
erheblich erhöhte Strafrahmen sollten vom
Gesetzgeber erklärtermaßen „bandenmäßig



organisierte, selbst nicht süchtige Großdealer,
die Millionengewinne auf Kosten der Ge-
samtheit und des Lebens anderer machen",
„nicht-süchtige, profitgierige Großtäter", „kal-
kulierende Täter", auf die solche Strafen ab-
schreckend zu wirken vermögen, „Rauschgift-
produzenten und -händler großen Stils" tref-
fen12). An diesen Personenkreis kommt man
bekanntlich selten heran. Quasi kontrapro-
duktiv ist das Gesetz aber so angelegt, daß
sogar bloße Haschischkonsumenten, vor al-
lem aber jene Drogenabhängigen getroffen
werden, denen zugleich therapieförderliche
Umleitungsvorschriften eben jenes Gesetzes
gewidmet sind, stellen diese doch regelmäßig
einen Mischtyp von Händler-Konsumenten
bzw. Kleinverteilern dar. Um nicht mit den
hohen Strafen die Zielgruppe der gefährli-
chen Großdealer zu verfehlen, hätte der Ge-
setzgeber konsequenterweise besonders ge-
fährliche Drogen wie Heroin und besonders
große Handelsmengen hervorheben müssen.

Insgesamt wirken sich derartige gesetzgeberi-
sche Neukriminalisierungen und Strafschär-
fungen erfahrungsgemäß kaum nachhaltig
aus; sie entpuppen sich überwiegend als Pa-
piertiger. So werden neue Straftatbestände
nur dann wirksam, wenn zusätzliche Verfol-
gungsressourcen zur Verfügung stehen. An-
derenfalls laufen sie weitgehend leer, oder es
finden lediglich Umschichtungen statt; bei-
spielsweise werden Diebstahlsermittler für
verstärkte Drogenkontrolle abgezogen, also
weniger Diebstähle, mehr Drogendelikte er-
mittelt. I

Auch fragt es sich immer, wieweit Strafge-
setzschärfungen von der Praxis akzeptiert
oder umgewertet werden. Abgesehen von in-
ländischen Beispielen zeigt etwa die Kehrt-
wendung in der New Yorker Drogengesetzge-
bung von 1973, daß hier sozusagen eine Rech-
nung ohne den Wirt — Polizei und Justiz —
gemacht wurde13). Solche Wirkungen, Um-
wertungen und Fehlkalkulationen gilt es au-
genblicklich zu bedenken, will man Strafan-
drohungen im Demonstrationsstrafrecht aus-
weiten.

4. Ursachen in der Rechtsprechung
Schwieriger zu beurteilen ist es, wieweit die
Rechtsprechung für Überfüllungszustände
mitverantwortlich zeichnet.
Von einigen Kritikern wird behauptet, neuer-
dings würden ohne Not, d. h. ohne Zusam-
menhang mit einer steigenden Kriminalität,
freiheitsentziehende Strafen ausgeweitet14).
In dieser Pauschalität trifft das jedoch nicht
zu. Insgesamt hat die Geldstrafe mit 83 % aller
Strafen die Freiheitsstrafe deutlich zurückge-
drängt. Etw die Hälfte der Freiheitsstrafen
wird überdies zur Bewährung ausgesetzt. Al-
lerdings hat sich von 1977 bis 1982 die Zahl zu
unbedingter Freiheitsstrafe Verurteilter von
35909 auf 40544 erhöht. Vor allem aber haben
längere Strafen zugenommen: Der Anteil von
Strafen zwischen zwei und fünf Jahren ist von
10,9% auf 12,1 %, der von Strafen zwischen
fünf und Jahren von 2,5 % auf 3,2 % gestie-
gen.
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Dies wirkt sich ganz sicher entscheidend auf
den Belegungsdruck aus. Freilich zeigt die
schon genannte Umschichtung der Strafge-
fangenen, daß solche Veränderungen nicht
willkürlich sind. Sie beruhen vorrangig dar-
auf, daß Gerichte differenziert auf wachsende
verfolgte Kriminalität reagieren, Vermögens-
delikte stärker anderweitig erledigen, Frei-
heitsstrafe immer mehr für gefährlichere Ta-
ten und Täter vorbehalten. Hierzu bemerkt
Alexander Böhm15) treffend, die Preise für das
Verbrechen seien gefallen.
Ist eine Schelte der Strafjustiz insoweit also
kaum berechtigt, so sind andererseits seit lan-
gem Tendenzen feststellbar, die das Ausmaß
des Freiheitsentzugs unnötig groß halten. Da-
für seien vier Belege angeführt:
— Insbesondere weist die Untersuchungshaft
nach Häufigkeit und Dauer bei uns eine un-
angemessen hohe, derzeit noch leicht wach-
sende Größenordnung auf. Sie ist überhaupt
Stiefkind in Gesetzgebung, Rechtsprechung
und Vollzug. Oft genug nimmt sie aufgrund
verborgener, gesetzlich nicht vorgesehener
Haftgründe Züge des Ersatzes für verbotene
kurze, schnelle Freiheitsstrafen an. Das ge-



setzliche Verhältnismäßigkeitsgebot wird
sträflich vernachlässigt. Dafür mag das Bei-
spiel des berühmt-berüchtigten Nürnberger
KOMM-Verfahrens stehen. Und es mag der
Hinweis genügen, daß nur etwa jeder zweite
Untersuchungsgefangene mit einer Strafver-
büßung nach der Verurteilung zu rech-
nen hat. Allzu schematisch-formelhaft wird
Fluchtgefahr auf die bloße Straferwartung ge-
stützt. In bemerkenswerter Offenheit hat ein
erfahrener Frankfurter Haftrichter in der
Hessischen Landtagsanhörung eingeräumt,
Haftbefehle ergingen oft sogar in Bagatellsa-
chen: bei Kleindiebstählen, Fahrgeldhinter-
ziehen, Überschreiten des Touristenstatus16).

— Weiterhin wird nur unzureichend die ge-
setzliche Beschränkung kurzer Freiheitsstra-
fen unter sechs Monaten eingehalten. Nach
dem erklärten Willen der Strafrechtsreform
als seltene Ausnahme gedacht, machen diese
kurzen, resozialisierungsfeindlichen Strafen
noch nahezu die Hälfte aller verhängten Frei-
heitsstrafen aus. Lediglich in Straßenver-
kehrssachen ist das Reformziel erreicht, über-
dies weichen manche Urteile offenkundig auf
Strafen von über sechs Monaten nach oben
aus, um keinen Ausnahmefall begründen zu
müssen; der sprunghafte Anstieg dieser Straf-
höhe seit dem Reformzeitpunkt von 1970 deu-
tet dies an. Weitaus häufiger böten sich hier
Geldstrafen an, wobei dies erneut ein Beispiel

dafür ist, wie gesetzliche Reformvorstellun-
gen von der Praxis widerwillig aufgenommen
werden. Haftbelastend kommen zahlreiche
Ersatzfreiheitsstrafen für uneinbringliche
Geldstrafen hinzu, denn mit wachsender Ar-
beitslosigkeit hat sich die Lage dramatisch
verschärft. An diesem Punkt setzen deswegen
Bemühungen ein, gemeinnützige Arbeit statt
uneinbringlicher Geldstrafen anzubieten.

— Zögerlich nutzt die Praxis ferner gesetzli-
che Chancen, Strafgefangene vorzeitig zu ent-
lassen. Zwar wird überwiegend, jedoch regio-
nal ziemlich ungleich, dem Regelfall einer
Strafrestaussetzung nach der Verbüßung von
zwei Dritteln entsprochen. Dagegen wird das
Ermessen, Reststrafen bei Erwachsenen schon
nach hälftiger, bei Jugendstrafgefangenen
nach der Verbüßung von einem Drittel zur
Bewährung auszusetzen, fast gar nicht ge-
nutzt17).

— Schließlich ist auf die nicht immer thera-
piefreundliche, das gesetzgeberische Anlie-
gen „Therapie vor Strafe" mitunter verken-
nende Rechtsprechung zum Betäubungsmit-
telgesetz hinzuweisen. Therapieüberleitung
für drogenabhängige Straftäter ist of schwie-
riger geworden. Allzu skeptisch werden am-
bulante Therapie und Rehabilitation im offe-
nen Vollzug beurteilt. Strafaussetzungen zur
Bewährung sind seltener geworden18).

V. Kriminalpolitische Bemühungen um weniger Freiheitsentzug

1. Absage an Abolition, Expansion und
Technokratie

In Wissenschaft und Praxis pendeln Vor-
schläge für Strategien gegen die Gefängnis-
überfüllung und für eine bessere Kriminalpo-
litik zwischen zwei extremen Richtungen:
Abolitionismus einerseits, Expansionismus
andererseits.
Die internationale abolitionistische Bewe-
gung verbindet sich mit dem Namen des Nor-

wegers Thomas Mathiesen19). Ihr Ziel ist es,
durch eine Strategie der Negation, also Ver-
weigerung der Mitarbeit an jeglicher system-
immanenten Gefängnisreform, Gefängnisse
überhaupt überflüssig zu machen, Resoziali-
sierung in Freiheit zu erreichen. Man kann
dieser Bewegung durchaus intellektuellen
Reiz, Konsequenz im Lehren und Handeln, ja
wertvolle Denkanstöße bescheinigen. Reali-



stische Beiträge für politisch zu entschei-
dende und zu verantwortende Lösungen der
konkret anstehenden Strafvollzugsprobleme
vermag sie aber nicht zu leisten. Schon ihre
Prämisse ist fragwürdig, denn gesellschaftli-
chen Schutz ohne jeglichen staatlichen
Zwang und Freiheitsentzug gewährleisten zu
wollen, bedeutet eben, Rückfälle in Chaos, in
Willkür, in Privatjustiz zu riskieren.
Einer abolitionistischen entgegengesetzt ist
bei uns und vor allem in den USA („Reaganis-
mus in der Rechtspolitik") ansatzweise eine
expansionistische Strategie erkennbar. In den
Vereinigten Staaten äußert sie sich am be-
merkenswertesten in der wieder auflebenden,
an Irrationalität, Peinlichkeit, Naivität und
verfehlter Abschreckungsgläubigkeit reichen
Praxis von Hinrichtungen20 ). Zwar sind wir in
der Bundesrepublik von solchen Exzessen er-
freulich weit entfernt, andererseits aber äu-
ßert z. B. ein Landesjustizministerium, die
Strafrechtspflege müsse ihren Beitrag zur Be-
kämpfung steigender Kriminalität leisten, die
präventive Wirkung des Strafrechts ausge-
baut, die Strafdrohung bei bestimmten Delik-
ten eher verschärft werden, wodurch länger-
fristig auch der Strafvollzug entlastet werde.
Noch deutlicher rügt eine kriminalpolizeili-
che Standesorganisation, im Verhältnis zur
Kriminalitätsentwicklung werde zu wenig
verhaftet; beachtenswert ablehnend gegen-
über nahezu jeder den Strafvollzug entlasten-
den Maßnahme außerhalb echter Kapazitäts-
erweiterungen zeigt sich der Deutsche Rich-
terbund21 ).
Diese Strategie würde in eine Teufelsspirale
wechselseitiger Eskalation von Kriminalität
und Strafe führen, denn es ist einsichtig, daß
gesteigertes Strafen Kriminalität kaum min-
dert, ja eher verschärft. Wesentliche soziale
Bedingungen heutigen Kriminalitätszuwach-
ses, wie Entfremdung, Orientierungslosigkeit,
Arbeitslosigkeit, lassen sich nicht strafend
verändern.
Insofern liegt es nahe, an (Binsen-) Weishei-
ten früher Kriminalpolitiker zu erinnern.

Etwa an Beccarias Ausspruch von 1767, wo-
nach der gleiche Geist von Grausamkeit, der
die Hand des Mörders führe, auch die Hand
des Gesetzgebers geführt habe; oder an von
Liszts berühmte, vor etwa hundert Jahren
aufgestellte These, eine gute Sozialpolitik sei
die beste Kriminalpolitik.
Verkannt wird auch, daß Strafrecht und Stra-
fen nur fragmentarisch, geradezu symbolisch
sind; freiheitsentziehende Strafen sind allein
in dem Maße geboten, welches unabdingbar
ist, um Sicherheitsgefühl und Rechtsfrieden
in der Bevölkerung zu gewährleisten. Danach
verlangt mäßig steigende Kriminalität keines-
wegs proportional wachsende Strafreaktio-
nen; sie läßt sich sogar mit konstanter oder
relativ rückläufiger Repression vereinbaren;
vergleichbare Länder und unsere Erfahrun-
gen mit der Abschaffung von Körper- und To-
desstrafen sowie mit der Einschränkung le-
benslanger Freiheitsstrafen zeigen es. Indem
man Strafen übermäßig androht oder ver-
hängt, wertet man das Strafrecht und dessen
generalpräventive Bedeutung inflationär ab,
macht man dieses kriminalpolitische Schwert
stumpf.
Ebenso abzulehnen sind aber auch technokra-
tische Scheinlösungen vielfältiger Art. Zu ih-
nen greifen Bürokratien gern, um Überfül-
lungslagen zu kaschieren, ohne sie längerfri-
stig zu lösen. So werden amtliche Kapazitäts-
festsetzungen manipuliert. Man ändert Defi-
nitionen und Zählweisen, oder man widmet
Hafträume um. Aus Einmann- werden Zwei-
mannzellen, aus Besuchs- und Gruppenräu-
men Gemeinschaftsschlafsäle. Um Personal
zu sparen, bedient man sich kommunikations-
feindlicher hochtechnisierter automatischer
Überwachungssysteme; „big brother" wird
Mitarbeiter. Oder man leitet, wie erwähnt,
den Stau in Gefängnissen in einen solchen
vor deren Toren um. Im Bundesrat hat man
sich sogar dafür eingesetzt, eine anhaltende
Überbelegung von Hafträumen zu legalisie-
ren22 ).
In diesem Zusammenhang ist ferner vor Ge-
fahren einer Reprivatisierung des Strafvoll-
zugs zu warnen. Entsprechend der Debatte
um die Privatisierung öffentlicher Wirt-
schafts- und Versorgungsbetriebe wird gele-



gentlich gefordert, sich auch im Strafvollzug
kostengünstigeres Wirtschaften privater Un-
ternehmer zunutze zu machen. In den USA —
sie sind uns eben in vielem voraus, ob positiv
oder negativ — beginnen bereits private Ge-
sellschaften, wie die „Correction Corporation
of America“, solche Ideen zu verwirklichen.
Anderenorts überläßt man zumindest Teile
von Anstalten oder einzelne Gefangene pri-
vaten Unternehmern23 ). Die genannten histo-
rischen Erfahrungen merkantilistischer Aus-
beutung warnen. Wertvolle Errungenschaften
des staatlichen Strafmonopols stehen auf dem
Spiel.

Letztlich gehören amerikanische Vorschläge
in den Bereich technokratischer Scheinlösun-
gen, die das Überfüllungsproblem gesetzgebe-
risch durch Eingriffe in das richterliche Straf-
zumessungsermessen lösen wollen. So erwägt
man, je Richter oder Gericht eine Art Verfü-
gungskonto zu schaffen, welches der jeweili-
gen Haftplatzkapazität angepaßt ist24 ). Dies
aber läßt sich nicht vereinbaren mit freier
richterlicher Entscheidung, mit individuellen
Erwägungen, mit nötigem Wandel in der
Rechtsfindung.

2. Leitsätze einer moderaten kriminalpoliti-
schen Reform

Hier sei systemimmanenten Bemühungen um
eine Lösung des Überfüllungsproblems das
Wort geredet. Einzelne Maßnahmen sind in
eine längerfristige kriminalpolitische Ge-
samtstrategie einzufügen. Gefängnisüberfül-
lung sollte Anstoß sein, unsere zu pragmati-
sche, zu wenig in ein Gesamtkonzept gefügte
Kriminalpolitik insgesamt, nicht allein in ih-
rem dem Freiheitseiltzug gewidmeten Teil zu
überdenken. Daher sei versucht, Leitsätze ei-
nes solchen Konzepts moderner Kriminalpoli-
tik zu formulieren:
1. Kriminalität kann in gegenwärtigen Gesell-
schaften nicht beseitigt, nur gemäßigt werden.
Es geht um einen möglichst rationalen Um-
gang mit, um Minderung von Kriminalität.
Ein grundsätzlicher „Krieg gegen Kriminalität
und Kriminelle" wäre verfehlt.
2. Vorrangig ist dies Aufgabe der gesamten,
namentlich der Sozial-Politik, nur hilfsweise

einer Kriminalpolitik. Diese darf sich nicht
ausschließlich repressiver Mittel bedienen.
Sie sollte — wo möglich und nötig — soziale
Hilfen vermitteln.
3. Wir haben gelernt, auf Todes- und Leibes-
strafen, Folter und tatsächlich lebenslangen
Freiheitsentzug ohne Schaden für das Recht
verzichten zu können. Jetzt stellt es einen
Lernauftrag dar, nach besseren Alternativen
zum Freiheitsentzug zu suchen.

4. Derzeit ist aber ein Mindestmaß an straf-
rechtlichen Sanktionen, einschließlich des
Freiheitsentzugs, noch unverzichtbar. Sonst
riskiert man private Willkür, eine Gefähr-
dung des demokratischen Rechtsstaats.

5. Strafsanktionen beschränken sich ange-
sichts bekanntermaßen großer Dunkelfelder
weitgehend auf ein symbolisches Ausmaß.
Dies gilt vor allem für massenweise und min-
derschwere Kriminalität. Nach Gesamtum-
fang und Struktur soll das Strafen ein Mini-
mum anstreben, welches für die Wahrung von
Sicherheit und Rechtsfrieden unverzichtbar
ist. Generalpräventive Wirkungen können im
Laufe der Zeit mit weniger Strafen und weni-
ger drastischen Eingriffen gleichermaßen er-
reicht werden.
6. Vor allem im Umgang mit kleinerer und
mittlerer Kriminalität dürfte ein Großteil
strafender, insbesondere freiheitsentziehen-
der Reaktionen entbehrlich sein. Dieser Teil
läßt sich ohne Schaden für die Allgemeinheit
und den einzelnen z. B. durch Geldstrafen, ge-
meinnützige Arbeit, ehrenamtliche Bewäh-
rungshilfe, Eingriffe in den Freizeit- und Be-
rufsbereich ersetzen.
7. Freiheitsstrafe als ultima ratio kommt ins-
besondere in Betracht in der Auseinanderset-
zung mit schwerer Kriminalität (z. B. erhebli-
che Gewaltdelikte, organisierte, Wirtschafts-
und Umweltkriminalität bzw. besonders ge-
fährliche Täter).
8. Strafvollzug, erst recht die Untersuchungs-
haft, sind nach Kriterien kriminalpolitischer
Mäßigung und Verhältnismäßigkeit, der Men-
schenwürde und Sozialstaatlichkeit zurück-
haltender anzuordnen und dementsprechend
inhaltlich auszugestalten. Haftschäden für
Gefangene, Angehörige und die Allgemein-
heit werden oft unterschätzt, bessernde Wir-
kungen überschätzt.
9. Kurzfristig wird man nicht ganz auf-Gefäng-
nisneubauten und neue Haftplätze im offenen



Vollzug verzichten können. Dies zu verwei-
gern, um die Notlage im Gefängniswesen auf
Dauer zu nutzen, den Abbau von Freiheitsent-
zug politisch zu erzwingen, erscheint unreali-
stisch und unmenschlich gegenüber Gefange-
nen und Gefängnisbediensteten. Mittelfristig
sollte dadurch jedoch kein Ausbau der Haft-
kapazität, vielmehr eine Verbesserung der
Haftplätze erreicht werden.
10. Langfristig geht es darum, Strafvollzug be-
hutsam durch Alternativen abzubauen. Ab-
rupte kriminalpolitische Reformen gefährden
hingegen Sicherheitsgefühl, Rechtsbewußt-
sein und Normtreue. Sie provozieren unter-
schwellig gegenläufige Tendenzen der Praxis
und lösen erfahrungsgemäß gegenreformeri-
sche, ebenso unheilvolle Bewegungen aus.
Oder sie münden in Etikettenschwindel.
11. Kriminalpolitische Reformen sollten daher
mit der Praxis, nicht gegen sie erarbeitet und
durchgesetzt werden. Sie müssen von der Ju-
stiz und von der Öffentlichkeit angenommen
werden und sollten deshalb in regionalen,
überschaubaren, wissenschaftlich kontrollier-
ten Projekten erprobt, in kleinen Schritten
verwirklicht werden. Sie sind vorzubereiten
und zu begleiten durch entsprechende Bemü-
hungen in der Aus- und Fortbildung sowie in
der allgemeinen Aufklärungsarbeit.

3. Ein Reformbeispiel: „Die Brücke"
Inzwischen gibt es viele Projekte und Bei-
spiele der Reform in kleinen Schritten, die
sich zugleich haftmindernd auswirken könn-
ten. So wurden von einer kriminalpolitischen
Arbeitsgruppe des Hessischen Justizministe-
riums u. a. Modelle für verstärkte sozialarbei-
terische Hilfen bei richterlichen Entscheidun-
gen entwickelt, um Untersuchungshaft oder
Widerrufe von Strafaussetzungen zu vermei-
den, für den Ausbau gemeinnütziger Arbeit,
für die Vermeidung von Freiheitsentzug bei
Unterhaltspflichtverletzung oder bei Fahren
ohne Fahrerlaubnis, wenn Entschuldungshil-
fen oder Führerscheinerwerb den Kreislauf
„Straftat-Strafe-Rückfall-höhere Strafe" durch-
brechen können, usw.25 ). Detaillierter sei hier

das von Christian Pfeiffer26 ) initiierte und be-
treute Münchener Projekt „Die Brücke" darge-
stellt, weil es beispielhaft zeigt, wie „innere
Reformen" im Rahmen geltenden Rechts, d. h.
Veränderungen „von unten" und mit der Pra-
xis, nicht gegen sie, verwirklicht werden kön-
nen.
Pfeiffer stellte fest, daß jugendliche Straftäter
in München weitaus häufiger als anderenorts
förmlich verurteilt sowie mit Jugendarrest
und Jugendstrafe belegt wurden. Jugendde-
likte sind jedoch meistens episodenhaft, sie
bedürfen keiner energischen Eingriffe. Wo sie
indes Symptome erheblicher Entwicklungs-
störungen sind, muß erzieherisch sinnvoll
reagiert werden. Zuviel jugendstrafrichterli-
cher Aufwand verstärkt eher „kriminelle Kar-
rieren", statt sie zu verhindern. Deshalb wur-
den in dem „Aktionsforschungsprojekt" für die
Praxis Sanktionsalternativen erarbeitet und
ihre Anwendung kontrolliert. Erzieherische
Handlungsspielräume des Jugendgerichtsge-
setzes sollten optimal ausgeschöpft, übermä-
ßige Verfahrensförmlichkeiten vermieden
werden. Geldbußen, Jugendarrest und Bewäh-
rungs-Jugendstrafen galt es durch sozialarbei-
terisch begleitete „Betreuungsweisungen" und
„gemeinnützige Arbeit" zu ersetzen. Hervor-
gegangen war das Projekt aus einer Bürger-
initiative „Zeitungsabonnements für Gefange-
ne"; als „Verein Brücke" begann 1974 die For-
schung. Die Stadt München, das Land Bayern
und die Bosch-Stiftung trugen zur Finanzie-
rung bei.
Dürre Daten belegen schon jetzt wichtige Er-
folge: Die Sanktionspraxis Münchener Ju-
gendrichter wandelte sich drastisch. Verurtei-
lungen schrumpften um ein Fünftel; sie könn-
ten nach Erfahrungen mit weiteren inzwi-
schen anderenorts initiierten Brücke-Projek-
ten (z. B. in Braunschweig und Lübeck) sogar
unter ein Drittel aller Verfahren sinken. Ju-
gendarrest und Jugendstrafe wurden merk-
lich zurückgedrängt. 80 % der Jugendlichen
— von Richtern zur „Brücke" geschickt — be-
folgten die Weisungen auf Anhieb, die übri-
gen nach Mahnung. Fast alle erfüllten die Ar-
beitsauflagen.



Entscheidend dürften auch Erkenntnisse über
Formen und Folgen unterschiedlicher richter-
licher Handlungsstile sein. Hierfür wurden
Münchener Jugendrichter in einem Quasi-
Experiment in zwei Gruppen eingeteilt:
A-Richter, die 1978 in ihren fast 500 Jugend-
strafsachen Freiheitsentzug selten, und
B-Richter, welche ihn häufig angeordnet hat-
ten. In beiden Gruppen wurde untersucht, wie
sich die Richter selbst sahen, wie sie von Ju-
gendlichen und Jugendgerichtshelfern erlebt
wurden, wie Jugendliche die jeweilige Sank-
tion annahmen, schließlich, ob sie sich im
Laufe mehrerer Jahre bewährten. A-Richter
werden durchweg besser beurteilt, ihre Sank-
tionen für gerechter gehalten und weniger
widerstrebend befolgt. Sie verhandeln vor-
zugsweise in aufgelockerter Atmosphäre und
„Zimmerterminen", sind selbstkritischer und
skeptischer gegenüber bloßer Repression, auf-
nahmebereit für neue Ideen, aufgeschlossener
in der Zusammenarbeit mit der „Brücke" und
oft selbst in der Jugendarbeit engagiert. Von
B-Richtern fühlen sich Jugendliche hingegen
öfter abgelehnt. Diese Richter gelten als „au-
toritär-streng". Sie setzen in erster Linie auf
Furcht vor Strafe.

Verblüffend sind Befunde zu Erfolgen und
Kosten dieser unterschiedlichen Stile. Rück-
fälle der Probanden von A-Richtern sind sel-
tener — gemessen an erneuter Straffälligkeit
innerhalb von zwei Jahren. 24 % der Proban-
den von A-Richtern, 34 % derer von B-Rich-
tern durchlaufen ein weiteres Jugendge-
richtsverfahren. Außerdem ist das Verhalten
von A-Richtern billiger. Zwar werden Kosten-
analysen in der Justiz als ungehörig angese-
hen: Argumentiert man, weniger Strafen ver-
ringerten Haftkosten, wird gekontert, auch
die Sicherheit mindere sich dadurch. Aber
Pfeiffer konnte nachweisen, daß sogar weni-
ger Rückfälligkeit, also mehr Sicherheit durch
A-Richter erreicht werde. Berücksichtige man
Haftkosten von täglich 62 DM in Bayern,
ferner Kosten und Einkünfte bei anderen
Sanktionen sowie Kosten durch Rückfällig-
keit, so verursache ein „autoritär-strenger"
Richter jährlich Mehrkosten in Höhe von ei-
ner Dreiviertelmillion DM.

4. Gefahren für kriminalpolitische
Reformen und notwendige
Begleitmaßnahmen

Kriminalpolitische Reformen, einzelne hier
stichwortartig vorgeschlagene Maßnahmen, ja

sogar Gesetzesänderungen können durch die
strafjustizielle Praxis unterlaufen werden.
Dies wird und wurde vom Gesetzgeber nicht
immer hinreichend einkalkuliert. Informa-
tionslücken, eigene Wertungen, Beharrlich-
keit tradierter Entscheidungsstile, ungeprüfte
Alltagstheorien, Widerstände gegen „Refor-
men von oben", „vom grünen Tisch", mögen
dafür verantwortlich sein.

In dieser Sicht sind mögliche nachteilige Wir-
kungen einzelner Maßnahmen auch gegen
Gefängnisüberfüllung bedenkenswert. Dafür
mögen vier Beispiele stehen:
— In der Bundesrepublik und in den Verei-
nigten Staaten wird die Gefahr diskutiert,
neue Haftanstalten oder freiwerdende Haft-
kapazität übten eine Sogwirkung auf die
Rechtsprechung aus. So resümierten amerika-
nische Forscher: „Ohne Zweifel halten sich
manche Richter zurück, verurteilte Täter in
überfüllte Gefängnisse zu schicken; ein Aus-
bau der Haftkapazität dürfte diese Zurückhal-
tung mindern"27 ). Immerhin ist auch bei uns
zu beobachten, daß eine an sich positiv ver-
standene „Imagepflege" in neuen Anstalten
solchen Sog begünstigen kann; man denke an
das makabere, vielsagende Bonmot vom
„Strafanstaltstourismus" bei „Modellanstal-
ten".
— Nicht von der Hand zu weisen sind ferner
Gefahren, daß Richter längere Strafen aus-
sprechen, wenn Straf- oder Strafrestausset-
zungen gesetzlich oder durch Vollstreckungs-
behörden extensiver gestaltet werden. So hat
man in England beobachtet, daß mit Einfüh-
rung der Strafaussetzung zur Bewährung Per-
sonen entsprechend bestraft wurden, die
sonst überhaupt keine Freiheitsstrafe erhal-
ten hätten28 ). Ähnliche Erfahrungen gibt es
bei uns, etwa im Zusammenhang mit der Be-
grenzung kurzer Freiheitsstrafen oder mit
hessischen Versuchen, Strafrestaussetzungen
häufiger nach hälftiger Verbüßung zu ermög-
lichen. Manche Richter, die solchen frühzeiti-
gen Entlassungen reserviert gegenüberste-
hen, erklären unumwunden, sie würden gege-
benenfalls Strafen von vornherein länger be-
messen. Diese Gefahren sind zu bedenken,



wenn jetzt im Bundestag über großzügigere
Strafaussetzungen entschieden wird.
— Beispielhaft erwähnt seien schließlich auch
Gefahren der Ausweitung sozialer Kontrolle
angesichts neuer, haftmindernd gedachter Al-
ternativen zu bisherigen Sanktionen. Solche
Gefahren werden in den USA heiß diskutiert
(„net-widening-effect") und mitunter von Kri-
minologen vorschnell und zu pauschal auf un-
sere Verhältnisse übertragen29 ). Befürchtet
wird, daß Straftäter, die ohne das Vorhanden-
sein neuer sozialarbeiterischer Hilfsangebote
keinerlei Sanktion erhalten hätten, nunmehr
in langfristig und repressiv-kontrollierend
wirkende, als Hilfen deklarierte justizielle
Maßnahmen einbezogen werden. Auch Pfeif-
fer ist in der „Brücke" auf solche Ausweitungs-
tendenzen gestoßen.
Derartige Gefahren lassen sich nur durch in-
tensive Aufklärungsarbeit mindern. Daß dies
möglich ist, hat Pfeiffer ebenfalls in seinem
Projekt gezeigt. Wiederum beispielhaft seien
einige Vorschläge für solche Aufklärungsar-
beit in der strafjustiziellen Aus- und Fortbil-
dung skizziert:
— Zu den unabdingbaren beruflichen Voraus-
setzungen von Strafrichtern und Staatsanwäl-
ten sollten gründliche Kenntnisse über Haft-
anstalten gehören. Mancher Strafjurist hat
Haftanstalten seines Wirkungskreises noch
nie von innen gesehen. Zu Zeiten des für den
hessischen Strafvollzug tätigen Albert Krebs
mußte noch jeder Referendar mehrere Wo-
chen in einer Strafanstalt mitarbeiten. Erfah-
rungsgemäß dämpfen sich allzu optimistische
Vorstellungen über Haftwirkungen, wenn
man erstmals realistische Einblicke in den
Haftalltag und in subkulturelle Haftstruktu-
ren erhält. Solche Eindrücke gewinnt man in-
des nicht bei oberflächlichen, für Gefangene
zudem demütigenden „Führungen". Aufge-
schlossene, intensive Gespräche mit Beteilig-
ten oder zeitweilige amtliche bzw. ehrenamt-
liche Mitarbeit sind vielmehr vorauszusetzen.
So könnte Einsicht für die Notwendigkeit
wachsen, Alternativen für die Haft anzustre-
ben.
— In die überregionale Fortbildung sollten
verstärkt — nach dem Vorbild von Veranstal-
tungen der Deutschen Vereinigung für Ju-

gendgerichte und Jugendgerichtshilfen —
Vertreter aller am Strafverfahren beteiligten
Berufe einbezogen werden. So kann der Blick
des juristischen Praktikers geweitet werden.
Er scheint nach tradierter Ausbildung allzu-
sehr auf die Rechtsdogmatik und die Kommu-
nikation mit Juristen verengt, in ihr befan-
gen.
— Kenntnisse über Erfordernisse, Nöte und
Wirkungen von Haft, über Möglichkeiten,
Haft zu vermeiden, über aktuelle Schwierig-
keiten „vor Ort" vermitteln dezentrale, regio-
nale, organisatorisch weniger aufwendige und
flexible informelle Gesprächskreise aller am
jeweiligen Strafgeschehen Beteiligten. In ih-
nen wächst zugleich Aufgeschlossenheit für
unterschiedliche Selbstverständnisse anderer
Berufszweige. Mißverständnisse, Vorurteile
und bürokratische Hindernisse werden so oft-
mals abgebaut, neue Wege in der Strafge-
richtsbarkeit gebahnt30 ).
— Wachsende strafjustizielle Aufgeschlos-
senheit für Reformanliegen ließe sich auch
durch eine bessere Auswahl von Strafrich-
tern, Staatsanwälten und vor allem Jugend-
richtern erreichen. Das Jugendgerichtsgesetz
gebietet z. B. seit langem eine Auswahl nach
erzieherischer Befähigung und Erfahrung.
Doch wird diese Vorschrift kaum befolgt.
— Nicht zuletzt darf erneut appelliert wer-
den, kriminologische und pönologische, pra-
xisnahe Forschung zu verstärken. Die seit
Jahren beschlossene kriminologische Zentral-
stelle in Wiesbaden sollte endlich eingerich-
tet werden. So ließe sich vermeiden, daß Kri-
minalpolitik — wissenschaftlich gesehen —
sozusagen „von der Hand in den Mund" lebt;
sie könnte besser fundiert und in Praxis und
Öffentlichkeit vermittelt werden.
Reformen in der Kriminalpolitik sind letztlich
nur durchsetzbar, wenn sie von großen Teilen
der Bevölkerung mitgetragen werden. Durch
Aufklärung in der Erziehungs- und Bildungs-
arbeit, vor allem in den Massenmedien, muß
immer wieder Vorurteilen entgegengewirkt,
um Verständnis, Toleranz und Mitverantwor-
tung für Randgruppen, gefährdete Täter und
Opfer gerungen werden. Lediglich drei Bei-



spiele mögen die Weite möglicher Ansätze
solcher Kriminalpädagogik andeuten:
— Angesichts verzerrter, desinformierender
massenmedialer Darstellung von Kriminali-
tätsbildern gilt es, neue Akzente zu setzen.
Statt vordergründig-klischeehafte Tätervor-
stellungen, Gewaltkriminalität, Täterverfol-
gung oder Sicherungsvorkehrungen in das
Zentrum publikumswirksamer Berichte zu
stellen, sollten wenigstens in „Medienspots
zur Kriminalpolitik" auch beispielsweise fol-
gende Themen und Aspekte berührt werden,
die sich gelegentlich durchaus unterhaltend
aufbereiten lassen: Mitverantwortung in Fa-
milie, Nachbarschaft und Schule als Beitrag
zur Delinquenzverhütung; Deliquenz als Je-
dermannsverhalten — vom Wesen und der
Bedeutung des Dunkelfeldes; Hintergründe
konflikthafter Delikte; Entwicklung vom Ap-
felklau zum Ladendiebstahl — die Verlage-
rung der Sozialkontrolle; es geht auch ohne
Todesstrafe; der Haftalltag eines Jugendstraf-
gefangenen usw.
— In der Kriminalprävention und Strafverfol-
gung gilt es, frühzeitig pädagogische, thera-
peutische, entdramatisierende, sinnvoll kon-
fliktregulierende Ansätze fruchtbar zu ma-
chen. Dazu sind u. a. neue Wege der Zusam-

menarbeit zwischen Kriminalpolizei, Sozialar-
beit und anderen Trägern formeller und infor-
meller Kontrolle, aber auch zwischen Polizei
und Bürger zu suchen, dies trotz aller notwen-
digen Abgrenzung und getragen von wechsel-
seitigem Respekt.
— Verständnis und Mitverantwortung der
Bevölkerung sind auch und gerade im Zusam-
menhang mit dem Strafvollzug zu stärken. So
sollten vor notwendigen Gefängnisneubauten
Anhörungen „vor Ort" stattfinden, um Ängste,
Voreingenommenheiten und Konflikte zu
mindern. Für Jugendheime und vielleicht
Haftanstalten könnten nach ausländischen
Vorbildern Nachbarschaftspatenschaften ge-
gründet werden, in denen geeignete Persön-
lichkeiten der nahen Umgebung Mitverant-
wortung übernehmen31 ). Kirchengemeinden
in der Nähe dieser Einrichtungen könnten
beispielsweise gemeinsame Gottesdienste mit
Anstaltspfarrern und Gefangenen durchfüh-
ren sowie ehrenamtliche Mitarbeit anregen.
Im übrigen ist das Feld der Kriminalpräven-
tion weit und weitgehend unbestellt. Es harrt
der Mitarbeit aller.



Hans-Jörg Albrecht

Umweltkriminalität und Umweltstrafrecht

L Der Ausgangspunkt: Das Umweltstrafrecht im Konzept
rechtlichen Umweltschutzes

Die Kriminalität ist im Wandel begriffen. Wa-
ren es vor nicht allzu langer Zeit allein die
„klassischen" Delikte Einbruchsdiebstahl, Be-
trug, Raub, Körperverletzung, Mord, die in der
Vorstellung der Öffentlichkeit das Bild der
Kriminalität prägten, so treten in den siebzi-
ger und achtziger Jahren neue Kriminalitäts-
formen hinzu: Informationsdiebstahl, Compu-
ter- und Wirtschaftskriminalität und nicht zu-
letzt Umweltkriminalität. Diese neuen Krimi-
nalitätsformen sind einerseits Ausdruck da-
für, daß sich neue, im Sinne von als schützens-
wert empfundene Rechtsgüter gebildet haben,
von denen vor allem die natürliche Umwelt
und ihre Bestandteile in den letzten Jahren
besondere Beachtung fanden. Andererseits ist
auch die Einsicht gewachsen, daß die schon
immer als schutzbedürftig bewerteten Rechts-
güter Gesundheit, Leben, Eigentum auch
durch Eingriffe in die natürliche Umwelt des
Menschen gefährdet und verletzt werden
können.
Was Umweltkriminalität ist oder sein kann,
wird zuallererst durch das Umweltstrafrecht
bestimmt. Das vor nunmehr etwa fünf Jahren
in Kraft getretene neue Umweltstrafrecht)
faßte die vorher über verschiedene Umwelt-
verwaltungsgesetze wie beispielsweise das
Wasserhaushaltsgesetz, das Bundesimmis-
sionsschutzgesetz oder das Abfallbeseiti-
gungsgesetz verstreuten Straftatbestände in
einem eigenen Abschnitt des Strafgesetzbu-
ches zusammen und rückte sie damit in den
Kernbereich des Strafrechts ein. Während
sich bis dahin Umweltstrafrecht im wesentli-
chen auf die akzessor
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ische Sanktionierung
verwaltungsrechtlicher Planungs- und Über-
wachungsvorschriften im Nebenstrafrecht be-
schränkte, haben nunmehr der biologische
Lebensraum, Wasser, Luft und Boden als des-
sen Bestandteile sowie sonstige schützens-
werte Güter — Tiere, Pflanzen u. a. Naturbe-
standteile — als eigenständige Rechtsgüter

Anerkennung gefunden2). Allerdings fanden
nur die wichtigsten Straftatbestände in das
Strafgesetzbuch Eingang, andere verblieben
in den jeweiligen Spezialgesetzen3).
Dabei dient dem strafrechtlichen Gewässer-
schutz § 324 Strafgesetzbuch (StGB), der Ge-
wässerverunreinigungen oder sonstige nach-
teilige Eigenschaftsveränderungen von Ge-
wässern unter Strafe stellt, sofern diese „un-
befugt" erfolgen, also nicht durch eine behörd-
liche Erlaubnis oder Bewilligung gedeckt
sind. Während die fahrlässige Verunreini-
gung mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren
oder mit Geldstrafe bedroht wird, sieht § 324
bei vorsätzlicher Begehungsweise Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe vor.
§ 325 StGB hat den Schutz vor Luftverunreini-
gung und Lärm zum Ziel. Hier wird die „Ver-
änderung der natürlichen Zusammensetzung
der Luft, die geeignet ist, die Gesundheit ei-
nes Menschen, Tiere, Pflanzen oder andere
Sachen von bedeutendem Wert zu schädigen"
bzw. die „Verursachung von Lärm, der geeig-
net ist, die Gesundheit eines anderen zu schä-
digen", unter Strafe gestellt, soweit beim Be-
trieb einer Anlage verwaltungsrechtliche
Pflichten verletzt werden. Die Strafen reichen
bei Fahrlässigkeit bis zu zwei Jahren Frei-
heitsstrafe, bei Vorsatz bis zu fünf Jahren.
Im Rahmen des § 327 StGB wird für das Be-
treiben von Anlagen ohne Genehmigung bzw.
entgegen einer vollziehbaren Untersagung,
von denen Umweltgefahren ausgehen kön-
nen, Strafe angedroht, die bei vorsätzlichem
Handeln bis zu zwei Jahre Freiheitsstrafe
oder Geldstrafe betragen kann.
Die kriminelle Abfallbeseitigung definiert
§ 326. Hiernach wird die unbefugte Beseiti-
gung von gefährlichen Abfällen außerhalb ei-
ner dafür zugelassenen Anlage bzw. unter we-



sentlicher Abweichung von einem vorge-
schriebenen oder zugelassenen Verfahren im
Falle von Fahrlässigkeit mit Freiheitsstrafe
bis zu einem Jahr ober mit Geldstrafe, im
Falle von Vorsatz mit Freiheitsstrafe bis zu
drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Eine
Bagatellklausel soll die Strafbarkeit auf eini-
germaßen gewichtige Fälle beschränken
(§ 326 Abs. ), wenn wegen der geringen
Menge der Abfälle eine schädliche Einwir-
kung auf die Umwelt offensichtlich ausge-
schlossen ist.
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Schließlich bezweckt § 329 StGB den Schutz
in ökologischer Hinsicht besonders empfind-
licher Gebiete, z. B. von Wasser- oder Heil-
quellenschutzgebieten sowie von Natur-
schutzgebieten vor schädlichen Umweltein-
wirkungen. Ferner sollen durch die Qualifika-
tionstatbestände der §§ 330, 330 a StGB
(schwere Umweltgefährdung, schwere Ge-
fährdung durch Freisetzen von Giften) beson-
ders gefährliche Einwirkungen auf die Um-
welt hervorgehoben werden, indem höhere
Strafandrohungen vorgesehen werden, die bei
besonders schweren Fällen der Umweltge-
fährdung und bei dem vorsätzlichen Freiset-
zen von Giften bis zu zehn Jahren reichen.
Die gesetzgeberischen Ziele der Neuordnung
und Neuformulierung des Umweltstrafrechts
erstrecken sich zunächst auf die Harmonisie-
rung der bis dahin verstreut und unterschied-
lich geregelten Umweltbereiche, dann auf
eine leichtere und gleichmäßigere Durchset-
zung des Umweltstrafrechts, schließlich auf
normvalidierende Effekte, wobei die Erwar-
tung im Vordergrund stand, mit der Neurege-
lung den sozialschädlichen Charakter von
Umweltstraftaten stärker in das Bewußtsein
der Öffentlichkeit zu rücken und das staatli-
che „Unwerturteil" stärker zum Ausdruck
kommen lassen zu können4). Dabei sollte die
„erzieherische Kraft" des Strafrechts vor allem
durch die Kriminalisierung einigermaßen er-
heblicher Umweltbeeinträchtigungen zum
Tragen kommen.
Der Wunsch, den strafrechtlichen Schutz der
Umwelt zu verstärken, entsprang jedenfalls
teilweise der Vorstellung, daß andere rechtli-

ehe Instrumente des Umweltschutzes und ins-
besondere auch Appelle an die soziale Ver-
antwortung nicht vollständig ausreichen.

Heute sind verschiedene Linien umweltbezo-
gener Rechtspolitik erkennbar. Zum einen
werden im Rahmen des Umweltverwaltungs-
rechts organisatorische, planerische und prä-
ventive Funktionen den Umweltverwaltungs-
behörden anvertraut, zum anderen existiert
die Linie eines individuellen verwaltungsge-
richtlichen bzw. privatrechtlichen Rechts-
schutzes gegen Umweltbeeinträchtigungen,
der die Initiative des einzelnen Bürgers und
Betroffenen voraussetzt und nur dann greift,
wenn im verwaltungsgerichtlichen Verfahren
eine Verletzung subjektiver Rechte durch die
öffentliche Hand geltend gemacht werden
kann, oder wenn im zivilrechtlichen Verfah-
ren privatrechtliche Ansprüche, beispiels-
weise aus unerlaubter Handlung (§ 823 BGB),
aus der Gefährdungshaftung des § 22 WHG
oder nachbarrechtliche Ansprüche aus § 906 
BGB, zugrunde gelegt werden können5).

Allerdings ist nach den bisherigen Erkennt-
nissen Umweltschutz durch die Verfolgung
privatrechtlich oder verwaltungsrechtlich be-
gründeter Unterlassungs-, Beseitigungs- und
Schadensersatzansprüche nur in eng begrenz-
tem Maße möglich. Dies liegt einerseits dar-
an, daß die Geltendmachung öffentlicher oder
allgemeiner Interessen im verwaltungsge-
richtlichen Verfahren durch den einzelnen
Bürger entsprechend der verwaltungsgericht-
lichen Entscheidungspraxis nicht möglich
ist6). Andererseits ist die Geltendmachung
privatrechtlicher Ansprüche durch erhebliche
Schwierigkeiten bei dem Nachweis einer kau-
salen Beziehung zwischen umweltbelasten-
dem Verhalten und eingetretenen Schäden
an individuellen Rechtsgütern (vor allem
auch an menschlicher Gesundheit und Leben)
gekennzeichnet. Zwar mag hier die neuere
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes ),
die zu einer teilweisen Beweislastumkehr bei

7



der Verfolgung von Schadensersatzansprü-
chen bei von Betrieben verursachten Immis-
sionen führt, gewisse Erleichterungen schaf-
fen, doch wird die durch individuellen rechtli-
chen Selbstschutz aktivierbare Prävention
von Umweltbelastungen begrenzt bleiben8).

Die Hauptlasten des rechtlichen Umwelt-
schutzes werden deshalb vor allem im Hin-
blick auf die Durchsetzung des Vorsorgeprin-
zips und die Erhaltung allgemeiner Rechtsgü-
ter das Umweltverwaltungsrecht und das Um-
weltstrafrecht zu tragen haben.

x V
II. Rechtspolitische und rechtliche Probleme der Verfolgung

und Ahndung umweltschädigenden Verhaltens

Bei Umweltkriminalität handelt es sich nicht
nur um „neue Kriminalität", um Handlungen
bzw. Verhalten, die aus dem Bereich wenig-
stens als neutral bewerteter Aktivitäten in
den Bereich kriminellen Unrechts versetzt
wurden, ihr liegt vielmehr ein Typ von Straf-
gesetz zugrunde, der ganz im Gegensatz zu
klassischen Straftatbeständen, die Diebstahl,
Körperverletzung, Tötung oder Raub unter
Strafe stellen, nicht ein klar definiertes Ver-
halten zum Inhalt hat. Es handelt sich dabei
um verwaltungsakzessorische Strafgesetze,
wobei Verwaltungsakzessorietät der Straftat-
bestände meint, daß,
1. wie bei den Delikten der Gewässerverun-
reinigung (§ 324) oder der umweltgefährden-
den Abfallbeseitigung (§ 326), die zuständigen
Verwaltungsbehörden Erlaubnistatbestände
setzen können, oder,
2. wie bei den Delikten der Luftverunreini-
gung und des Lärms (§ 325), des unerlaubten
Betreibens von Anlagen (§ 327), des unerlaub-
ten Umgangs mit Kernbrennstoffen (§ 328)
und der Gefährdung schutzbedürftiger Ge-
biete (§ 329) vorgesehen, das umweltschädi-
gende Verhalten auch gegen eine Verwal-
tungsvorschrift, einen Verwaltungsakt oder
eine Genehmigungspflicht verstoßen muß,
also entsprechende Verbote der Umweltver-
waltungsbehörden vorausgesetzt werden.
Mit der Einbeziehung landesrechtlicher Ver-
ordnungsgeber oder gar einzelner Behörden
in die Umweltstrafrechtstatbestände wird
also der Normsetzungsprozeß nicht auf der
Ebene des Bundesgesetzgebers abgeschlos-
sen, Sondern teilweise in die Exekutive verla-
gert, die durch entsprechende Verordnungen
oder Verwaltungsakte erst weitere Merkmale

setzen müssen, die eine umweltschädigende
Handlung als kriminelle umweltschädigende
Handlung qualifizieren. Eine Gewässerverun-
reinigung ist also nur dann strafbar und damit
kriminelles Verhalten, wenn keine Genehmi-
gung durch eine zuständige Behörde vor-
liegt.
Andererseits zeichnen sich die Umwelt-
schutzstraftatbestände durch die Verwen-
dung unbestimmter Rechtsbegriffe aus, die
bei der Auslegung erhebliche Interpretations-
spielräume öffnen. Hierzu zählen insbeson-
dere die Einführung von Begriffen wie „nach-
teilige Veränderungen der Eigenschaften ei-
nes Gewässers" (§ 324), „nachhaltige Verunrei-
nigung" (§ 325), „Veränderung der natürlichen
Zusammensetzung der Luft" (§ 325), .Abfälle“
(§ 326), „Bestandteile des Naturhaushaltes von
erheblicher ökologischer Bedeutung" (§ 330).
Zwar finden sich diese Begriffe auch in den
Umweltverwaltungsgesetzen, doch ist die In-
terpretation, die ihnen im Verlauf der An-
wendung von Verwaltungsgerichten zuge-
sprochen wurde, nicht unbedingt für die straf-
rechtliche Würdigung von Bedeutung9 ).
Die Verzahnung von Umweltverwaltungs-
und Umweltstrafrecht bringt natürlich politi-
sche und rechtliche, aber auch praktische Pro-
bleme mit sich, die unmittelbar auf das Er-
scheinungsbild registrierter Umweltkrimina-
lität Auswirkungen haben dürften.
Zunächst zieht die Verkettung von Umwelt-
verwaltungsrecht und Umweltstrafrecht die
Frage nach dem Verhältnis zwischen den je-
weiligen gesetzlichen Zielen nach sich. Wenn
beispielsweise in § 324 StGB, der die strafbare
Gewässereinleitung regelt, ausgeführt ist, daß
nur ein unbefugtes Einleiten von Schadstof-



fen in ein Gewässer unter Strafe gestellt ist,
bleibt offen, wie sich verwaltungsrechtlicher
und strafrechtlicher Umweltschutz gegensei-
tig beeinflussen. Da einerseits durch das straf-
rechtliche Verbot der schädigenden Gewäs-
sereinleitung ein absoluter Schutz der Gewäs-
ser bezweckt ist, andererseits das Wasser-
haushaltsgesetz, das die Grundsätze der Ge-
wässerbewirtschaftung festlegt, wasserwirt-
schaftliche Ziele verfolgt, die Schutz und Er-
halt der Gewässer und deren wirtschaftliche
Nutzung umfassen, muß, um der Einheit der
Rechtsordnung willen, ein Ausgleich herge-
stellt werden.

Würde es sich bei der Tätigkeit der Umwelt-
verwaltungen um ein streng gebundenes Ver-
waltungshandeln und Entscheiden handeln,
so wäre das Problem nicht sonderlich gravie-
rend. Allerdings sind Entscheidungen nach
dem Wasserhaushaltsgesetz (entsprechendes
gilt natürlich auch für andere Umweltverwal-
tungsgesetze, wie beispielsweise das Abfall-
beseitigungs- und das Bundesimmissions-
schutzgesetz) Ermessensentscheidungen, die
Verwaltungsbehörde hat also unter Umstän-
den mehrere Alternativen, unter denen sie
eine geeignete auswählen kann.

Es liegt nahe, den auch durch die Schaffung
des neuen Umweltstrafrechts gekennzeichne-
ten Übergang von einer nur an der Bewirt-
schaftung und Verteilung interessierten zu ei-
ner zuallererst ökologischen Betrachtungs-
weise so zu interpretieren, daß die älteren
Umweltverwaltungsgesetze im Lichte der
Normansprüche des neuen Umweltstraf-
rechts ausgelegt werden sollten10). Hierbei
stellt sich nun die Frage, ob und inwieweit
Amtsträger, die im Rahmen der Umweltver-
waltung tätig werden, sich wegen des Unter-
lassens von Verboten, des Unterlassens von
Einschreiten gegen beobachtete Umweltschä-
digungen, gar wegen deren Duldung oder we-
gen des Festsetzens zu hoher Belastungen
von Gewässern, Boden oder Luft selbst straf-
bar machen können.

12) Generalstaatsanwaltschaft Hamm, in: Neue
Zeitschrift für Strafrecht (1984), S. 219.

Der Gesetzgeber hat dieses Problem bei der
Setzung des Umweltstrafrechts wohl gesehen,
aber von einer ausdrücklichen Regelung der
Strafbarkeit von Amtsträgern im Bereich der
Umweltverwaltung Abstand genommen11).

11) Bundestagsdrucksache 8/3633, S. 20.

Ihm war bewußt, daß die Tätigkeit der Um-
weltverwaltungsbehörden vielfach in einem
eher informellen und verhandlungsorientier-
ten Rahmen stattfindet, der beispielsweise die
Duldung von gewissen, unerlaubten oder ge-
gen bestehende Auflagen, Verordnungen
oder Anordnungen verstoßenden Umweltbe-
einträchtigungen um der zukünftigen Koope-
ration mit Wirtschafts- und Industriebetrie-
ben und des Erhalts präventiver Einflußmög-
lichkeiten willen umfaßt. Aus dem selben
Grunde wurde im übrigen auch von der
Schaffung einer Anzeigepflicht seitens von
Amtsträgern, die im Rahmen ihrer Tätigkeit
von Umweltverstößen Kenntnis genommen
haben, abgesehen.

Da allerdings das allgemeine Strafrecht auch
eine Unterlassungsstrafbarkeit kennt, bleibt
die Frage der strafrechtlichen Verantwort-
lichkeit von Amtsträgern, also die Frage, in-
wieweit sich ein Amtsträger wegen der Un-
terlassung bestimmter Maßnahmen auf dem
Gebiet des Umweltverwaltungsrechts oder
der Erteilung fehlerhafter Genehmigungen
strafbar machen kann, ein wesentliches Pro-
blem.

Die Strafverfolgungsbehörden sind bislang im
Bereich der Unterlassungsstrafbarkeit eher
restriktiv verfahren. Neuerdings hat gar die
Generalstaatsanwaltschaft Hamm entschie-
den, daß eine Strafbarkeit von Amtsträgern
wegen einer Gewässerverunreinigung regel-
mäßig nicht in Betracht komme12). Hierbei
handelt es sich um eine sehr problematische
Entscheidung, die bei konsequentem Weiter-
denken den vollständigen Rückzug des Straf-
rechts aus der Kontrolle öffentlicher Umwelt-
verwaltung bedeuten würde. Zwar hat die Ge-
neralstaatsanwaltschaft Hamm eine Garan-
tenstellung der zuständigen Beamten wegen
deren besonderen Schutzpflichten gegenüber
den ihnen anvertrauten Umweltgütern grund-
sätzlich bejaht, die Unterlassungsstrafbarkeit
aber auf den ihrer Ansicht nach nur theore-
tisch denkbaren Fall, mit anderen Worten un-
denkbaren Fall, eingeengt, in dem das Ent-
schließungs- und Auswahlermessen der Be-
amten auf Null reduziert sei. Zwar würde bei
einer umfassenden Kontrollkompetenz des
Strafrechts eine geordnete Bewirtschaftung
des Wasserhaushalts durch die zuständigen



Wasserbehörden sicher beeinträchtigt, denn
eine Überforderung und daraus resultierend
ein Rückzug der Verwaltung aus ihrer akti-
ven Verantwortung im Umweltschutz könnte
hier die Folge sein, doch bleibt eine vollstän-
dige Freistellung der Umweltverwaltung von
strafrechtlicher Verantwortlichkeit sicher
nicht vertretbar ).13

Weitere rechtliche Probleme haben sich bis-
lang vor allem bei der Frage der Anwendbar-
keit des rechtfertigenden Notstandes (§ 34
StGB) sowie bei der Behandlung traditionell
geduldeter Umweltbelastungen gezeigt14). Im
Rahmen des rechtfertigenden Notstandes
geht es um die Frage, inwieweit sich ein Um-
weltdelinquent auf den drohenden Verlust
bzw. die drohende Schädigung anderer
Rechtsgüter (wirtschaftliche Leistungsfähig-
keit des Betriebes, Arbeitsplätze etc.) berufen
kann, wenn bestimmte umweltbezogene Auf-
lagen, Anordnungen, Verbote etc. nicht be-
achtet werden. Soweit jedoch nicht von vorn-
herein die Berufung auf einen rechtfertigen-
den Notstand abgelehnt wird, mit der Begrün-
dung, der Gesetzgeber bzw. Umweltverwal-
tungsbehörden hätten im Rahmen ihrer Ent-
scheidungen mögliche Interessenkollisionen
bereits ausreichend berücksichtigt, werden
wirtschaftliche Interessen regelmäßig als
nicht höherwertig gegenüber Umweltgütern
angesehen und deshalb eine Rechtfertigung
nach § 34 StGB in der Regel verneint15).

Andererseits hat eine Entscheidung des bay-
erischen Obersten Landesgerichts erhebliche
Einschränkungen der Strafbarkeit für den Be-
reich traditionell geduldeter Umweltbelastun-
gen bewirkt ). Es handelte sich hier um die
Masseneinbringung von Küchenabwässern
und Fäkalien in Bundeswasserstraßen aus
Schiffahrtsrestaurationsbetrieben, die als ge-
wohnheitsrechtlich erlaubt angesehen wurde.
Das bayerische Oberste Landesgericht führte
aus, daß zwar ein Umdenkungsprozeß zugun-
sten eines umfassenderen Gewässerschutzes
begonnen habe, das Gewohnheitsrecht gleich-
wohl noch nicht erloschen sei.
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Damit aber sind die bisher zutage getretenen
Probleme des Umweltstrafrechts bei weitem
nicht erschöpft. Die Diskussion um die prakti-
sche Reichweite und die Handhabung des
Umweltstrafrechts wird die Strafjustiz viel-
mehr noch lange fordern, denn der Prozeß ist
nicht abgeschlossen und in seinem Verlauf
werden die Rolle und die Funktion des Straf-
rechts im Bereich des Umweltschutzes noch
geklärt werden müssen. Mit der Entwicklung
der Handhabung des Umweltstrafrechts wird
im übrigen natürlich auch das Erscheinungs-
bild der Umweltkriminalität und der Umwelt-
delinquenten verbunden bleiben. Doch sei vor
der Erörterung ihrer heutigen Erscheinungs-
formen ein kurzer Blick in ausländische Mo-
delle bzw. Besonderheiten strafrechtlichen
Umweltschutzes gestattet.

III. Strafrechtlicher Umweltschutz im Ausland

Der Blick in das benachbarte Ausland ist ge-
rade im Bereich des Umweltschutzes und hier
des strafrechtlichen Umweltschutzes von ho-
her Bedeutung, denn internationale Abkom-
men und Verträge sowie Rechtsvereinheitli-
chung, die Schaffung eines internationalen
Konsenses über dem Umweltschutz zugrunde
zu legende Standards sind erforderlich, um
dem grenzüberschreitenden Charakter von
Umweltbeeinträchtigungen Rechnung tragen

zu können. Damit ist nicht allein das Problem
grenzüberschreitender Immissionen ange-
sprochen, sondern auch das Problem der Ver-
lagerung umweltschädlicher Produktionsver-
fahren oder der Herstellung gefährlicher Pro-
dukte in Ländern mit weniger restriktiven
Rechtsnormen sowie der Schutz der interna-
tionalen Umweltgüter (beispielsweise die
Weltmeere).
Tendenzen des strafrechtlichen Umweltschut-
zes im Ausland lassen sich folgendermaßen
zusammenfassen, wobei jedoch nationale Be-
sonderheiten im Bereich der verfassungs-
rechtlichen Verankerung des Umweltschut-



zes und vor allem der Umweltverwaltung in
Rechnung zu stellen sind:

Die Einstellung in das Kernstrafrecht haben
mehrere ausländische Strafgesetzgeber vor-
genommen, teilweise wurden jedoch auch
Umweltgesetzbücher geschaffen, die die Ge-
samtmaterie „Umwelt" regeln und Strafnor-
men enthalten ). Es finden sich Bemühungen
um die Erleichterung des Nachweises von
Umweltdelikten sowie eine Tendenz, den
strafrechtlichen Umweltschutz vorzuverla-
gern, d. h. nicht nur tatsächlich eingetretene
Schäden an Umweltgütern, sondern auch die
bloße Gefährdung unter Strafe zu stellen.
Schließlich ist die Konzentration auf schwere
Umweltverstöße und die Ausscheidung von
Bagatellbeeinträchtigungen zu nennen. Son-
derregelungen für als Wirtschaftskriminalität
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eingestufte Umweltverstöße kennt beispiels-
weise das niederländische Strafrecht ).18

Liegen die bislang genannten Tendenzen
durchaus auf der Linie, die auch das deutsche
Umweltstrafrecht eingeschlagen hat, so zei-
gen sich vor allem bei den auf betriebliche
Umweltbeeinträchtigungen zugeschnittenen
Strafen Unterschiede. Betriebsschließung,
Kompensationsleistungen, Zwangsverwaltung
von Betrieben werden in einigen Ländern, so
z. B. in den USA und in den Niederlanden, als
sinnvoll und als Geldstrafen oder Geldbußen
überlegen angesehen19). Im übrigen haben
ausländische Strafgesetzgeber auch organisa-
torische Anpassungen vorgesehen, wie etwa
die Schaffung von Umweltbehörden und Son-
derstaatsanwaltschaften zeigt, teilweise sind
Anzeigepflichten vom Amtsträgern statuiert20 ).

2) Vgl. H.-J. Albrecht, Probleme der Implementie-
rung des Umweltstrafrechts, in: Monatsschrift für
Kriminologie und Strafrechtsreform, (1983) 66,
S. 278—294.

IV. Die Entwicklung der Umweltkriminalität im Spiegel
der Polizei- und Verurteiltenstatistik

Die polizeilich registrierte Umweltkriminali-
tät ist in der Bundesrepublik seit ihrer erst-
maligen gesonderten Erfassung im Jahre 1973
ganz beträchtlich angestiegen. Waren es im
Jahre 1973 noch 2 321 polizeilich registrierte
Umweltdelikte, so betrug diese Zahl im Jahre
1983 schon 7 507, ein Anstieg von 223%. Über
die Entwicklung der einzelnen Umweltdelikte
zwischen 1975 und 1983 gibt Tabelle 1 Aus-
kunft. Ihr läßt sich entnehmen, daß sich der
größere Teil der Umweltkriminalität aus dem
Bereich von strafbaren Gewässereinleitungen
(§§ 38, 39 a. F. WHG bzw. seit 1980 § 324 StGB)
rekrutiert21 ).
Die Anstiegsraten für die einzelnen Umwelt-
delikte fallen allerdings unterschiedlich aus.
Vor allem macht eine differenzierte Analyse

deutlich, daß es sich bei dem Anstieg nicht
um einen bundesweiten einheitlichen Trend
gehandelt hat. Vielmehr sind länderspezifi-
sche Veränderungen und Unterschiede sicht-
bar. So wurden beispielsweise in den Bundes-
ländern Bremen, Hamburg und Niedersach-
sen im Jahre 1973 nur vereinzelt Umweltde-
likte registriert, in Berlin sogar kein einziges
Delikt erfaßt, während in demselben Zeit-
raum aus Bayern und Baden-Württemberg
mehr als die Hälfte (56%) aller in Deutschland
polizeilich festgestellten Umweltdelikte ge-
meldet wurden. /
Bis zum Jahre 1983 erfolgte allerdings auch in
den übrigen Bundesländern eine erhebliche
Zunahme, so daß der aufgrund der Polizeili-
chen Kriminalstatistik insgesamt feststellbare
Anstieg überwiegend auf jene Bundesländer
zurückgeht, die noch Mitte der siebziger
Jahre praktisch keine Umweltkriminalität re-
gistrierten. So sind allein 77% des Anstiegs
der Umweltdelikte in absoluten Zahlen zwi-
schen 1980 und 1981 auf die Stadtstaaten Ber-
lin, Hamburg, Bremen sowie das Bundesland
Schleswig-Holstein zurückzuführen.
Eine extreme Situation läßt sich insbesondere
im Bereich der Abfallbeseitigungsdelikte fest-
stellen. Hier resultierten beispielsweise im



Jahre 1981 fast die Hälfte der polizeilich regi-
strierten Verstöße aus den Ländern Berlin
und Hessen. Allein aus Berlin wurde etwa
jedes vierte Abfallbeseitigungsdelikt in die-
sem Jahr gemeldet, mehr als das Doppelte der
Anzahl, die im bevölkerungsreichsten Bun-
desland, Nordrhein-Westfalen, registriert
wurde ).22

Da jedoch nichts dafür spricht, daß sich im
Falle von Abfallbeseitigungsdelikten Berlin
oder Hessen von anderen Bundesländern un-
terscheiden, bzw. daß sich, auf die Umweltde-
likte insgesamt bezogen, eine bundesländer-
spezifische Verteilung der tatsächlichen Um-
weltverstöße ergeben hat, kann der Grund für
eine solche verzerrte Verteilung und Ent-
wicklung lediglich in einer unterschiedlichen

Gewichtung und unterschiedlichen Ausge-
staltung der Strafverfolgungspolitik gesucht
werden.

Eine Analyse der Polizeilichen Kriminalstati-
stik wäre unvollständig ohne gleichzeitige
Einbeziehung der Verurteiltenstatistik. Ob-
wohl ein Vergleich der Polizeilichen Krimi-
nalstatistik mit der Verurteiltenstatistik auf-
grund unterschiedlicher Erfassungsmodalitä-
ten nur bedingt möglich ist, läßt sich doch
feststellen, und darüber gibt Tabelle 2 für den
Bereich der strafbaren Verunreinigung eines
Gewässers Auskunft, daß lediglich ein Bruch-
teil der als tatverdächtig erfaßten Umweltde-
linquenten tatsächlich verurteilt wird. Hier
kann gezeigt werden, daß dem Anstieg in der
Polizeilichen Kriminalstatistik nichts Ent-
sprechendes in der Verurteiltenstatistik ge-
genübersteht. Während zwischen 1975 und



1982 eine Steigerung der Anzahl von polizei-
lich registrierten Straftaten um 74%, bei Tat-
verdächtigen eine Steigerung um 55% festge-
stellt werden kann, nimmt die Anzahl der we-
gen eines Umweltdelikts zu Strafen Verurteil-
ten lediglich um 6% zu. Ein erheblicher Teil
der strafgerichtlichen Verfahren wurde ein-

gestellt (1983: 36%). Der erste Anschein
spricht damit für eine relativ stabile Verurtei-
lungspraxis, wobei über das Verfahrensmittel
der Einstellung ein erheblicher Anteil von
Tatverdächtigen ohne gerichtlich verhängte
Strafe ausgesondert wird.

Im übrigen deutet die Strafzumessungspraxis
bei Umweltkriminalität darauf hin, daß die ab-
geurteilten Fälle im untersten Bereich straf-
baren Unrechts angesiedelt werden, denn nur
etwas mehr als 2% der Verurteilungen lauten
im Jahre 1983 auf Freiheitsstrafen, von denen
wiederum der größte Teil bis sechs Monate
reicht und zur Bewährung ausgesetzt wird.
Die im Regelfall verhängten Geldstrafen be-
laufen sich in etwa zwei Dritteln der Fälle auf
weniger als 30 Tagessätze, übersteigen also
ein jeweiliges Netto-Monatseinkommen der
Verurteilten nicht. Dies entspricht, wenn man
zum Vergleich andere Deliktsbereiche heran-
zieht, z. B. der Strafzumessung bei Straßenver-
kehrsdelikten.
Die aus der Analyse der Kriminalitätsstatisti-
ken sich abzeichnende Struktur der Ermitt-
lungsverfahren und der Verurteilungen läßt
auf Probleme bei der Handhabung des Um-
weltstrafrechts schließen, die sich in dem Er-
scheinungsbild der registrierten Umweltkri-

minalität und der erfaßten Umweltdelinquen-
ten niederschlagen. Dies gilt zunächst für die
Entwicklung der Zahlen einzelner Umweltde-
likte, deren Unterschiede zwischen den Bun-
desländern auf entsprechende Unterschiede
im tatsächlichen Verhalten der Normadressa-
ten wohl nicht zurückgeführt werden können.
Dies muß aber gleichfalls für die asymmetri-
sche Struktur der registrierten Umweltkrimi-
nalität gelten, wonach den Schwerpunkt Ge-
wässerverunreinigungen darstellen, die ge-
genüber Luftverunreinigung und Lärm bzw.
Abfallbeseitigungsdelikten dominieren.

Legt man beispielsweise die Verteilung der
von der Umweltmeldestelle in Baden-Würt-
temberg jährlich etwa 1 200 registrierten Be-
schwerden auf verschiedene Umweltbeein-
trächtigungen zugrunde, dann betreffen 20 bis
30% Luftverunreinigung und Geruchsbelästi-
gung, etwa 25% entfallen auf Lärmbelästigun-
gen, während sich lediglich etwa jeweils 10%
auf Gewässerverunreinigungen und Schädi-



gungen von Natur und Landschaft bezie-
hen23 ). Hierin liegt ein Beleg dafür, daß jeden-
falls von der Betroffenheit bzw. Anzeige-Nei-
gung von Privatpersonen her gesehen eine
andere Struktur der Umweltkriminalität zu
erwarten wäre.
Jedenfalls kann aus der asymmetrischen Ver-
teilung nicht auf ein häufigeres Vorkommen
von Gewässerverunreinigungen im Vergleich
zu Luftverunreinigung, Lärmbelästigung oder
zur illegalen Abfallbeseitigung geschlossen
werden. So konnte in einer Untersuchung
nachgewiesen werden, daß beispielsweise die
Landesanstalt für Umweltschutz in Baden-
Württemberg im Jahre 1975 zwar den Ver-
bleib von etwa 130 000 Tonnen industrieller
Sonderabfälle nachvollziehen konnte24 ), aller-
dings blieben insgesamt selbst bei einer
„freundlichen" Schätzung eines Anfalls von
etwa 235 000 Tonnen industriellen Sonderab-
falls in demselben Jahr etwa 100 000 Tonnen
verschwunden. Eine Sonderaktion der Gewer-
beaufsichtsämter in Nordrhein-Westfalen er-
mittelte bei mehr als 3% der überprüften Be-
triebe Verstöße gegen eine ordnungsgemäße
Behandlung von Reststoffen. In 3 546 Fällen

sollen im Jahre 1982 Beamte des Wirtschafts-
kontrolldienstes in Baden-Württemberg dem
Verdacht krimineller Abfallbeseitigung nach-
gegangen sein25 ).

Bei diesem, offiziell bekannten Potential von
Abweichung im Bereich des Umweltrechts
verwundern die geringe Zahl der eingeleite-
ten Ermittlungsverfahren und die noch ge-
ringere Zahl von Verurteilungen. Die gege-
benen Asymmetrien in der Struktur der Um-
Weltkriminalität einerseits, die beobachtbare
tatsächliche Belastung verschiedener Um-
weltbestandteile andererseits und die in
Verwaltungs- bzw. Betriebsstatistiken ent--1
haltenen Angaben über Emissionen, Sonder-
abfälle etc. stützen die Vermutung, daß in
der Handhabung des Umweltstrafrechts Pro-
bleme ausgelöst werden, die die Gleichmä-
ßigkeit und Effizienz seiner Anwendung be-
einträchtigen und lediglich einen Ausschnitt
von als Umweltkriminalität potentiell erfaß-
baren Umweltbelastungen sichtbar machen.
Hier gilt es nunmehr zu fragen, welche Sach-
verhalte bzw. welche Personen derzeit mit
den Mitteln des Umweltstrafrechts erreicht
werden.

V. Was kennzeichnet registrierte Umweltkriminalität:
Straftäter und Straftaten

Welche Sachverhalte verbergen sich hinter
den gesetzlichen Sammelbezeichnungen Ge-
wässerverunreinigung, umweltgefährdende
Abfallbeseitigung und Luftverunreinigung
etc., die der kriminalstatistischen Erfassung
zugrunde liegen? Es gibt zwar wenig Tatsa-
chenmaterial, wenig Forschung zu den kon-
kreten Erscheinungsformen der Umweltkri-
minalität und auch die Polizeiliche Kriminal-
statistik gibt wenig her, um eine differen-
zierte Analyse zu ermöglichen. Dennoch las-
sen sich verschiedenen Informationsquellen
(Forschung, Statistik) einige Anhaltspunkte
entnehmen und zu einem Bild zusammenset-
zen, das eine Einschätzung der Umweltkrimi-
nalität und der Umweltdelinquenten erlaubt.

Erwartungsgemäß unterscheiden sich polizei-
lich registrierte Umweltstraftäter von durch-
schnittlichen Tatverdächtigen jedenfalls in
den Dimensionen, über die die Polizeiliche
Kriminalstatistik Auskunft gibt. So ist der An-
teil von Frauen, Jugendlichen und Heran-
wachsenden sehr gering, das Durchschnittsal-
ter der Umweltdelinquenten liegt erheblich
höher als dasjenige der wegen klassischer De-
likte Verdächtigen. Im übrigen werden Um-
weltdelikte überdurchschnittlich häufig in
ländlichen Gebieten registriert, der Alltagser-
wartung durchaus entgegengesetzt, nach der
der größere Teil von tatsächlich erfolgenden
Umweltbeeinträchtigungen wohl in indu-
striellen Ballungsgebieten angesiedelt ist. So
wurde beispielsweise im Jahre 1983 etwa die
Hälfte aller Gewässerverunreinigungsdelikte
in Gemeinden mit einer Einwohnerzahl unter
20 000 registriert.

Was die Sachverhalte im engeren Sinne und
die Herkunft der Delinquenten betrifft, so



gibt Tabelle 3, die auf den Ergebnissen von
Sonderauswertungen des Bundeskriminal-
amts beruht, im Hinblick auf Straftäter und
ermittelte Sachverhalte bei Gewässerver-
schmutzung und umweltgefährdender Abfall-
beseitigung im Jahre 1982 Auskunft. Danach
sind es Vor allem Landwirte, in der Schiffahrt
tätige Personen und Hauseigentümer, die als
tatverdächtige Gewässerverschmutzer auffal-
len. Mit geringeren Anteilen sind Personen
aus Gewerbebetrieben, Autowerkstätten und
Tankstellen, Lkw-Fahrer sowie Kfz-Besitzer

vertreten. Der Struktur der Herkunft der Tat-
verdächtigen entsprechend verteilt sich die
Art der eingeleiteten Stoffe bei Gewässerver-
schmutzungen. Es sind vor allem landwirt-
schaftliche Abfallprodukte, sodann öl,
schließlich Hausmüll und Hausabwässer, die
Gegenstand von polizeilich ermittelten unbe-
fugten Gewässereinleitungen sind. Im Hin-
blick auf die Abfallart bei der umweltgefähr-
denden Abfallbeseitigung steht an erster
Stelle Schrott, gefolgt von Hausmüll und Rei-
fen bzw. Chemikalien.

Die hier zutagetretende Struktur von Um-
weltstraftätern und Umweltstraftaten steht
ganz sicherlich nicht im Einklang mit her-
kömmlichen Vorstellungen und Erwartungen
über die Verursacher und die Ursachen von
Umweltschädigungen. Man mag der deut-
schen Landwirtschaft einiges vorwerfen kön-
nen, aber die Annahme, daß sie das Gros der
Gewässerverschmutzer repräsentiere oder
daß es gelungen sei, hier ein gefährliches Po-
tential an schädigenden Gewässereinleitun-
gen zu isolieren, erscheint wenig überzeu-
gend. Entsprechendes gilt für Hauseigentü-
mer, Schiffahrtspersonal, Lkw-Fahrer oder
Kfz-Besitzer. Im Regelfall handelt es sich in

diesen Fällen um eine spontane, wenig ge-
plante Einzeldelinquenz, wobei im übrigen
auch darauf hinzuweisen ist, daß es sich dann,
wenn Gewerbebetriebe oder deren Inhaber
als Verursacher von strafbaren Gewässerein-
leitungen, umweltgefährdender Abfallbeseiti-
gung oder Luftverunreinigung festgestellt
werden, um Gewerbebetriebe kleinerer Art
handelt26 ).
Selbstredend kann aus all den genannten Le-
bensbereichen und mittels der festgestellten



eingeleiteten oder beseitigten Stoffe eine
Umweltschädigung verursacht werden, doch
liegt die begründete Vermutung nahe, daß
hier als Auswahlkriterium im wesentlichen
nicht die Größe des Gefährdungspotentials
wirksam wurde, sondern vorwiegend die Tat-
sache, daß bestimmte Stoffe entweder gut
sichtbar oder gut riechbar sind.
Im Lichte dieser Verteilungen wird nunmehr
auch die Strafzumessungspraxis, wie sie wei-
ter oben beschrieben wurde, plausibel. Es

handelt sich bei diesen erfaßten Delikten
nämlich in der Regel wohl um kleinere Ver-
stöße gegen die Umweltstrafrechtsnormen,
ein Ergebnis, das nicht ganz in Einklang mit
den gesetzgeberischen Zielvorstellungen zu
stehen scheint, die ja insbesondere die Erfas-
sung schwerwiegender Umweltverstöße bein-
halteten. Deshalb ist es auch nicht verwun-
derlich, daß bereits seit längerem von einem
„Vollzugsdefizit" des Umweltstrafrechts die
Rede ist.

VI. Probleme der praktischen Handhabung des Umweltstrafrechts

Offensichtlich sind bei der Anwendung der
Sanktionsnormen des Umweltstrafrechts Aus-
wahlprozesse wirksam, deren Ursachen insbe-
sondere in Problemen im Verhältnis Umwelt-
verwaltung/Strafverfolgungsbehörden sowie
in Defiziten im sachlichen und personellen
Bereich der Strafverfolgungsbehörden gese-
hen werden können.

Für die Kontrolle der Einhaltung von umwelt-
bezogenen Anordnungen, Verwaltungsvor-
schriften und Gesetzen sowie für die Kon-
trolle bestimmter Umweltgütekriterien sind
zunächst allgemeine und besondere Verwal-
tungsbehörden zuständig. Die Umweltverwal-
tungsbehörden (Regierungspräsidien, untere
Verwaltungsbehörden auf Kreis- und Stadt-
ebene, Wasserämter, Wasserwirtschaftsämter,
Gewerbeaufsichtsämter) sind insbesondere
für die Kontrolle umweltstrafrechtsrelevan-
ten Verhaltens eines bestimmten Adressaten-
kreises (nämlich Gewerbebetriebe, Industrie-
anlagen) von großer Bedeutung.

Verschiedene Umweltverwaltungsgesetze
räumen den Verwaltungsbehörden gegenüber
Betrieben weitgehende Rechte ein, die bei-
spielsweise den jederzeitigen Zugang zum Be-
trieb umfassen. Damit könnten Umweltbehör-
den aufgrund der ihnen zunächst allein zur
Verfügung stehenden Informationen über
umweltbeeinträchtigende Vorgänge die ent-
scheidenden Anstöße zu strafrechtlichen Er-
mittlungen geben. Allerdings sind sie in der
Regel, wie die bisherige Forschung zeigt, an
einer konsequenten Strafverfolgung und da-
mit an der Vorlage von Anzeigen von Um-

weltverstößen bei den Strafverfolgungsbehör-
den wenig interessiert. Die Erfüllung ihrer
spezifischen Verwaltungsaufgaben ist eher
durch verhandlungsorientiertes, nicht aber
durch repressives Handeln geprägt. Selbst
von den den Verwaltungsbehörden selbst zur
Verfügung stehenden Ahndungsmöglichkei-
ten (Ordnungswidrigkeitenverfahren) oder
Zwangsmitteln wird recht selten Gebrauch
gemacht.

Die mit der Strafverfolgung befaßten Behör-
den, also zunächst Polizei und Staatsanwalt-
schaft, waren und sind nach eigener Einschät-
zung im Bereich der Handhabung des Um-
weltstrafrechts nicht adäquat ausgerüstet27 ).

Ein Beispiel aus den siebziger Jahren mag
dies verdeutlichen: Nachdem es in einem in-
dustriellen Ballungsgebiet zu erheblichen Ge-
ruchsbelästigungen gekommen war, mußten
die dortigen Polizeibehörden wegen Fehlens
entsprechender Geräte bei der Ermittlung
wegen des Verdachts eines Umweltdelikts
den potentiellen Tatverdächtigen, einen gro-
ßen Industriebetrieb, der allein über Meßge-
räte verfügte, bitten, die Messung selbst vor-
zunehmen und damit praktisch in eigener
Sache zu ermitteln. Selbstverständlich bestä-
tigte sich aufgrund der Messung der Verdacht
auf das Vorliegen einer Umweltstraftat
nicht28 ).



Da im Bereich der Verfolgung von Umwelt-
schutzdelikten Beweisprobleme und Beweis-
sicherungsprobleme überwiegend naturwis-
senschaftlicher und technischer Art sind, blei-
ben allgemeine Strafverfolgungsinstanzen im
Regelfall entweder auf die Errichtung eines
speziell hierfür eingerichteten technischen
Dienstes oder auf die Inanspruchnahme ex-
terner Gutachter, auf Experten oder Geräte
angewiesen.

Hier haben sich in den letzten Jahren sicher
Verbesserungen ergeben, gelöst sind die Pro-
bleme jedoch noch nicht. Dies beginnt bei der
Ausbildung von Polizeibeamten, die immer
noch schwerpunktmäßig auf die klassische
Kriminalität hin ausgerichtet ist, setzt sich
fort mit Defiziten bei einer auf neue Krimina-
litätsformen zugeschnittenen sachlichen und
personellen Ausstattung der Strafverfol-
gungsbehörden und endet schließlich im Be-
reich der problembehafteten Kooperation
zwischen verschiedenen staatlichen Einrich-
tungen, die mit Aufgaben des Umweltschut-
zes und dem Vollzug von Umweltgesetzen be-
traut sind.
Gerade eine Ausbildung und Ausstattung der
Polizei, die dieser im Rahmen von Umweltkri-
minalität eine aktive Kontrollstrategie erlau-
ben würde, ist jedoch von grundsätzlicher Be-
deutung. Reaktive Kontrollstrategien, die sich

im Bereich der klassischen Kriminalität als
Tätigwerden auf Opferanzeigen hin äußern
(etwa 90% aller Straftaten werden der Polizei
durch die Anzeige von Opfern oder Zeugen
bekannt, etwa 10% gehen auf Aktivitäten der
Polizei selbst zurück), sind im Falle von un-
mittelbar „opferlosen" und außerdem im Re-
gelfall wenig sichtbaren Delikten wie des
Umweltstrafrechts (ähnlich im übrigen der
Betäubungsmittelkriminalität und der Wirt-
schaftskriminalität) kaum brauchbar.

Es ist nicht verwunderlich, daß gerade dort,
wo eine besondere Polizei, nämlich die Was-
serschutzpolizei, eingerichtet wurde, der
größte Teil von Umweltdelikten registriert
wird. Auf die Gesamtheit aller Umweltstraf-
verfahren bezogen, kommen zwei Drittel
durch polizeiliche Aktivitäten in Gang, etwa
20% werden durch die Anzeige von Privatper-
sonen ausgelöst, nur in etwa jedem zehnten
Fall geht die Initiative von einer Umweltver-,
waltungsbehörde aus29 ).

Die unbedeutende Rolle, die in diesem Zu-
sammenhang Umweltverwaltungsbehörden
spielen, mag den Eindruck verstärken, daß
aufgrund ihres eher konfliktvermeidenden
Verhaltens bei der Auseinandersetzung mit
Gewerbe und Industrie bislang eine Abschir-
mung dieser Bereiche gegen strafrechtliche
Normansprüche erfolgt ist.

VII. Fazit und Ausblick

Die bekanntgewordene Umweltkriminalität,
wie sie sich in der Polizeilichen Kriminalstati-
stik spiegelt, ist vor allem ein Produkt der
Gesetzestechnik, die bei der Setzung des Um-
weltstrafrechts Anwendung fand, sowie der
praktischen Strafverfolgung, die im Rahmen
der Reform des Umweltstrafrechts keine
Neuordnung und spezifische Ausrichtung er-
fuhr. Die Einführung von „Normhülsen" im
Bereich des Umweltstrafrechts bringt es mit
sich, daß erst durch weitere Entscheidungen
strafrechtsexterner Art der Adressatenkreis
und die Merkmale der bestrafungsfähigen
und kontrollfähigen Handlungen festgelegt
werden.

Zwar war der Anstieg der polizeilich regi-
strierten Umweltdelikte in den letzten zehn

Jahren erheblich, doch liegen ihre Schwer-
punkte bei Kleinverschmutzungen. Dabei
kann der Verdacht von erheblichen Vollzugs-
defiziten im Bereich des Umweltstrafrechts
mit der Struktur von Kontrollressourcen und
Strafverfolgungsinteressen begründet wer-
den. Während bei der Umweltverwaltung das
legale und technische Instrumentarium der
Kontrolle, aber fehlendes Strafverfolgungsin-
teresse angesiedelt sind, können bei den
Strafverfolgungsbehörden zwar das Interesse
an Strafverfolgung, aber Defizite bei den tech-
nischen und organisatorischen Voraussetzun-
gen für eine effiziente Kontrolle und Verfol-
gung von Umweltkriminalität beobachtet
werden.



Die präventive Kapazität des Strafrechts im
Bereich des Umweltschutzes muß heute noch
als offen bezeichnet werden. Dabei bleiben
vor allem das Verhältnis zwischen den Zielen
des strafrechtlichen Umweltschutzes und der
auch wirtschaftliche Aspekte einbeziehenden

Verwaltung der Umweltgüter, die Koopera-
tion zwischen Umweltverwaltung und Straf-
verfolgungsbehörden, die organisatorischen
und technischen Voraussetzungen einer effi-
zienten Verfolgung von Umweltkriminalität
erörterungsbedürftig.



Karlhans Liebl

Wirtschaftskriminalität als Gegenstand
von Forschung und Praxis

I. Begriffsentstehung und Rezeption

Wenn heute bereits davon gesprochen wird,
daß der Bereich der Wirtschaftskriminalität
das im letzten Jahrzehnt wohl am meisten
behandelte Gebiet der Kriminologie ist, so
wirft dieser Befund gleich mehrere Fragen
auf: Zum einen fragt sich, warum dieser Be-
reich eine so aktuelle Bedeutung gefunden
hat, zum anderen, warum erst in den letzten
Jahren eine solche intensive Beschäftigung
mit dem Komplex der Wirtschaftskriminalität
erfolgte, obwohl es bereits sehr viel früher
Hinweise auf Wirtschaftsdelikte gegeben hat.
Bereits 1720 hatte Georg Paul Hönn ein
„Betrugslexikon"’) herausgegeben, und auch
die Literaten Adalbert Stifter und Heinrich
Heine hatten dieses Problem aufgegriffen.
Wenn diese Aussagen zum größeren Teil
zwar eher als gesellschaftskritische Äußerun-
gen verstanden werden wollten denn als
kriminologische Feststellungen, so erstaunt
doch, daß diese Hinweise keine Grundlage in
der Rechtswissenschaft gefunden haben.
Im Zusammenhang mit der industriellen Re-
volution am Ende des letzten Jahrhunderts
kam es dann auch zur größeren Beachtung
des mit der „Gründerzeit" einhergehenden
Gründungsschwindels. Infolge des Ersten
Weltkrieges wurde dem Bereich der Indu-
striespionage, der Kapitalflucht und anderen
Delikten verstärkte Aufmerksamkeit gewid-
met. Ebenso fanden in der Folgezeit — insbe-
sondere während der gesellschaftspolitischen
Bewegungen in der Weimarer Republik —
andere Bereiche von wirtschaftsdelinquen-
tem Verhalten Beachtung, wie z. B. der Ar-
beitswucher, die Ausbeutung der Arbeits-
kraft, aber auch die Kartellbildung und der
Kreditbetrug. Eine vorläufige Zusammenfas-
sung stellt dabei die Arbeit von Curt Linde-
mann mit dem Titel „Gibt es ein eigenes Wirt-
schaftsstrafrecht?" von 1932 dar2).

1) Betrugslexicon worinnen die meisten Betrüge-
reyen in allen Ständen, nebst denen darwider gu-
ten Theils dienenden Mitteln, entdecket von Georg
Paul Hönn, Coburg 17612.
2) C. Lindemann, Gibt es ein eigenes Wirtschafts-
strafrecht?, Jena 1932.

3) Die Begriffe Wirtschaftskriminalität und Wirt-
schaftsdelinquenz werden hier synonym benutzt.
4) Vgl. u. a. E. Mezger, Kriminologie, München
1951; A Mergen, Die Wissenschaft vom Verbre-
chen, Hamburg 1961; E. Seelig, Lehrbuch der Krimi-
nologie, Darmstadt 1963.
5) Vgl. Bundeskriminalamt (Hrsg.), Bekämpfung der
Wirtschaftsdelikte, Wiesbaden 1957; Bundeskrimi-
nalamt (Hrsg.), Grundfragen der Wirtschaftskrimi-
nalität, Wiesbaden 1963.
6) Vgl. dazu W. Middendorff, Die White-collar-Kri-
minalität in den USA in: Bundeskriminalamt
(Hrsg.), Grundfragen der Wirtschaftskriminalität,
Wiesbaden 1963, S. 59—74; zu Sutherland: E. H.
Sutherland, White Collar Crime, New York 1949.

Trotz dieser vielfältigen Ansätze zur Erfor-
schung und Aufarbeitung des Bereichs der
Wirtschaftsdelinquenz3) blieben diese nach
dem Zweiten Weltkrieg für die rechtswis-
senschaftliche, kriminologische und soziolo-
gische Forschung in der Bundesrepublik
Deutschland relativ folgenlos.
So fehlten in den meisten Kriminologie-Lehr-
büchern bis in die sechziger Jahre jegliche
Hinweise auf den Bereich der Wirtschaftskri-
minalität4). Die vereinzelten Beiträge, die sich
mit diesem Problem auseinandersetzten, wa-
ren meist von Praktikern bei Polizei, Steuer-
fahndung und Staatsanwaltschaften sowie
von den Gerichten und Justizministerien ver-
faßt. Insbesondere das Bundeskrim’nalamt
forcierte diese Diskussion zu Beginn der
sechziger Jahre, wie die zahlreichen Tagungs-
unterlagen dieser Zeit ausweisen5). Einen
großen Einfluß auf die neu einsetzende Re-
zeption des Begriffs der Wirtschaftskriminali-
tät hatte auch die angelsächsische Kriminolo-
gie, so insbesondere die Arbeit von Edwin
Sutherland6).
In der nachfolgenden Diskussion standen da-
bei im Vordergrund die Definition um den
Begriff der Wirtschaftskriminalität, gefolgt
von der Frage nach dem Umfang und dem
Erscheinungsbild der Wirtschaftskriminalität.
Wenn auch der Bezug auf Sutherland insge-
samt gesehen in der Bundesrepublik Deutsch-
land nicht so offensichtlich wird, so können
seine Arbeiten doch international als der Be-



ginn des Forschungsgegenstandes „Wirt-
schaftskriminalität" gelten. Bereits vor der für
die Erforschung der Wirtschaftskriminalität
bahnbrechenden Veröffentlichung von Sut-
herland zu Beginn der vierziger Jahre haben
jedoch auch andere Wissenschaftler in den
USA auf Wirtschaftsverbrechen hingewiesen.
So können dort erste Aussagen zur „Krimina-
lität der Mächtigen und Reichen" bereits bis
in das 18. Jahrhundert verfolgt werden. Insbe-
sondere das Verhalten der sogenannten „rob-
ber barons" fand innerhalb der Literatur
starke Beachtung.

Im Jahre 1907 wurde dann von Edward Ross
bereits das Hauptproblem der Wirtschafts-
straftäter herausgestellt: Die Haltung der Ge-
sellschaft gegenüber den Wirtschaftsstraftä-
tern und die Tatsache, daß diese sich selbst
als nicht kriminell fühlen7). Weitergeführt
wurden diese Überlegungen von dem Ökono-
men Thorstein Veblen8). Insbesondere Albert
Morris wird heute bescheinigt, daß er bereits
in den dreißiger Jahren gezielt Hinweise auf
die Kriminellen der „Oberwelt" gab und auch
schon damals darauf hinwies, daß die Prakti-
ken der „Oberwelt" nur schwer zu kontrollie-
ren und für den Justizbereich zu bewerten
sind9). Den Durchbruch in der Kriminologie
brachte dann aber erst die erwähnte Veröf-
fentlichung von Sutherland.

7) Vgl. E. A Ross, Sin and Society: An Analysis of
Latter-Day Iniquity, Boston 1907, S. 47 f.
8) Vgl. dazu J. E. Conklin, „Illegal But Not Criminal".
Business Crime in America, Englewood Cliffs 1977,
S. 8.
9) Vgl. A Morris, Criminology, New York 1934,
S. 153 ff.
10) Vgl. dazu ausführlich und mit weiteren Nach-
weisen: D. J. Newman, White-Collar Crime, in: Law
and Contemporary Problems, (1958) 23, S. 736.
11) Vgl. D. C. Tompkins, White Collar Crime —
A Bibliography, Berkeley 1967.

Schon nach kurzer Zeit wurden die Ansät-
ze Sutherlands von anderen Forschern wie
Marshall Clinard, Frank Hartung, Robert
Lane, Donald Cressey, Donald Newman oder
Elmer Irey und William Slocum aufgegrif-

fen10), so daß bereits im Jahre 1967 eine um-
fangreiche Bibliographie über die bisherigen
Untersuchungen vom „Institute of Govern-
mental Studies" veröffentlicht werden konn-
te11).
Ähnlich wie in der Bundesrepublik Deutsch-
land liegen auch die Schwerpunkte der krimi-
nologischen Forschung in den Vereinigten
Staaten von Nordamerika auf Untersuchun-
gen zur Definition und dem Erscheinungsbild
der Wirtschaftskriminalität. So liegen For-
schungsergebnisse zu Straftaten von Unter-
nehmungen („Corporate Crime" bzw. „Corpo-
rate Violence"), über die soziale Kontrolle von
Wirtschaftsstraftaten und über die Wirt-
schaftsstraftäter vor.
Eine ebenso große Rolle spielen die Aufklä-
rung der Verbraucher bzw. Erhebungen über
Methoden der Verbraucherschädigungen, der
Umweltdelikte, der Computerkriminalität,
Wirtschaftsstraftaten innerhalb eines Unter-
nehmens, Kartellverletzungen, Abgrenzung
zwischen organisierter Kriminalität und Wirt-
schaftskriminalität und die allgemeine Defini-
tionsdiskussion.

Erörtert werden auch die rechtliche Ausge-
staltung sowie Fallstudien, wobei insbeson-
dere der Betrug mit seinen speziellen Er-
scheinungsformen und die Steuerhinterzie-
hung eine zentrale Rolle einnehmen. Dane-
ben wird ebenfalls versucht, theoretische Er-
klärungsansätze für die Begehung von Wirt-
schaftsstraftaten zu finden, deren abschlie-
ßende Bestandsaufnahme jedoch noch aus-
steht ).12

II. Definitionswirrwarr: Vom „White-Collar-Crime" zur
„Wirtschaftskriminalität"

Betrachtet man die Definitionsdiskussion, so
ergibt sich, daß der Begriff der „white-collar
crime" nicht mit den anderen Begriffen im Be-
reich dieser Kriminalität, wie „corporate cri-
me", „economic crime" oder auch dem der

„Wirtschaftskriminalität", gleichgesetzt wer-
den kann. Der Ausdruck „white-collar crime"
stellt zwar in der internationalen Begriffsdis-

12) Vgl. dazu u. a. G. Geis, On White-Collar Crime,
Lexington 1982; R. F. Meier/G. Geis, The White-
-Collar Offender, in: H. Toch (Ed.), Psychology of
Crime and Criminal Justice, New York 1979,
S. 427—443; D. L. Snider, Traditional and Corporate
Theft: A Comparison of Sanctions, in: P. Wickman/
T. Dailey (Ed.), White-Collar and Economic Crime,
Lexington 1982, S. 235—258; J. Hagan/I. Nagel/
C. Abonetti, The Social Organization of White-Col-
lar Sanctions: A Study of Prosecution and Punish-
ment in the Federal Courts, in: P. Wickmann/
T. Dailey (Anm. 10), S. 259—275; J. W. Thompson/
M. Sviridoff/J. E. McElroy, Employment and Crime:
A Review of Theories and Research, Washington
1981.



kussion eine Art überbegriff dar, der auch,
jedenfalls zum Teil, die anderen Begriffsin-
halte einschließt, er erfaßt sie aber nicht voll-
ständig bzw. überschneidet sich mit ihnen so-
gar nur am Rande.
„White-collar crime" entstand als Begriff aus
einer Gegenbezeichnung für die Kriminalität
der „blue-collar worker", wobei der Begriff der
Arbeiter nicht wörtlich genommen werden
darf. Vielmehr will er zum Ausdruck bringen,
daß es sich um einen Täterkreis handelt, dem
das Merkmal von „Kriminellen" nicht zuge-
schrieben wird, es sich vielmehr um Personen
handelt, die den Oberschichten zugerechnet
werden müssen. Daneben ist er aber auch
nicht als ein reiner Täterbegriff aufzufassen,

sondern als deliktspezifischer, da allgemein
darunter nur solche Straftaten verstanden
werden, die auch eben nur von diesen Ober-
schichten begangen werden können, sei es
die Verfälschung von Lebensmitteln, der Be-
trug am Patienten oder Kunden, der Mandan-
tenverrat eines Rechtsanwaltes, der Drogen-
handel usw. Dabei ist natürlich auch zu be-
achten, daß einige der kriminellen Hand-
lungsweisen von den Unterschichten, wenn
man bei dieser Differenzierung bleiben will,
imitiert worden sind, wie zum Beispiel der
Straßendrogenhandel, so daß den Delikten
eine bestimmte „Quantität" in ihrem Umfang
und „Qualität" in den Ausführungen zugemes-
sen werden muß.

Ein weiterer Begriff in der Diskussion war der
Ausdruck der „occupational crime", deren
Hauptmerkmal die Normverletzung in Aus-
übung eines Berufes ist. Die Definition der
„occupational crime" umfaßt dabei alle Strafta-
ten in Ausübung eines Berufes, gleichgültig
ob es sich um die Handlungen eines Ge-
schäftsführers einer großen Kapitalgesell-
schaft, eines Arztes oder eines Maurers (z. B.
bei der Schwarzarbeit) handelt.
Diese Begriffsausgestaltung zeigt, daß damit
über die begriffliche Eingrenzung der „white-
collar crime" hinausgegangen wird, da keine
Anforderungen an die Stellung des Täters ge-

richtet werden. Aus diesem Grund wurde in
der wirtschaftskriminologischen Literatur
vielfach nur die berufsbezogene Kriminalität
einbezogen, die „im Geschäftsleben, im Staats-
dienst oder in freien Berufen" begangen
wird.
Sicherlich ist diese Definitionseingrenzung
für den Bereich der Wirtschaftskriminalität
sehr bedeutsam, andererseits aber engt sie
den ursprünglichen Sinn der „occupational
crime" ein. Der Begriff der „occupational cri-
me" umfaßt zwar Täter, die innerhalb der
Wirtschaftskriminalität eine Rolle spielen, er
berührt aber auch einen Kriminalitätsbereich,



der nicht notwendigerweise mit Wirtschafts-
kriminalität identisch ist.

Ein weiterer Begriff, der sich, ausgehend von
der angelsächsischen Kriminologie, entwik-
kelt hat, ist der der „corporate crime". Der
Begriff der „corporate crime" umfaßt die De-
likte, die von Unternehmen in der Anonymi-
tät der Kapitalgesellschaften begangen wer-
den. Diese Definition der „corporate crime“,
die in die deutschsprachige Literatur auch un-
ter dem Begriff der „Verbandskriminalität" in
die Diskussion eingegangen ist, schließt auch
die Kriminalität von „juristischen Personen"
ein. Sie geht somit über den Begriff der „whi-
te-collar crime" hinaus.

Der Begriff „economic crime" entspricht dem-
gegenüber den auch in der Bundesrepublik
Deutschland unter dem Titel „Wirtschaftskri-
minalität" aufgefaßten Inhalten. Dieser
schließt dabei Teile der „occupational crime"
und „white-collar crime" und im gesamten die
„corporate crime" ein. Wenngleich die Ab-
grenzung dieser Begriffe inhaltlich gegensei-
tig festzustehen scheint, so wird doch deren
inhaltliche Ausgestaltung in der wissen-
schaftlichen Diskussion als ungeklärt darge-
stellt. Beispielsweise kann man feststellen,
daß die überwiegende Zahl der Definitions-
vorschläge in der Bundesrepublik Deutsch-
land Wirtschaftskriminalität dadurch gekenn-
zeichnet sah, daß die strafbare Handlung be-
rufsbezogen und unter Ausnützung einer
Vertrauensposition geschieht. Dazu setzen
die meisten Vorschläge noch voraus, daß sich
die Verstöße gegen das Wirtschaftssystem
richten müssen. Diese drei Kriterien sind je-
doch in der Folgezeit nur wenig konkretisiert
worden. Weiterhin wurde angeregt, unter
Wirtschaftskriminalität strafrechtliche Ver-
stöße zu fassen oder die Wirtschaftskriminali-
tät durch die Einführung bestimmter Opfer-
kategorien zu kennzeichnen.
Zusammenfassend läßt sich zu diesen Defini-
tionsversuchen festhalten, daß sich diese
nicht eignen, eine umfassende Antwort auf
die Frage, was Wirtschaftskriminalität ist, zu
geben. Vielmehr wird jeweils aus unter-
schiedlichen Blickwinkeln aufgezeigt, welche
Gesichtspunkte für den einzelnen Autor im
Mittelpunkt seines Interesses stehen. Dabei
werden oftmals lediglich konkretisierungsbe-
dürftige, teilweise nicht einmal konkretisie-
rungsfähige Begriffe zur Umschreibung be-
nützt und somit der Versuch unternommen,

aus allem ein kleinstes gemeinsames Vielfa-
ches zu entwickeln, bei dessen Vorliegen es
sich mit Sicherheit um Wirtschaftskriminali-
tät handelt.

Auf internationaler Ebene hat sich dagegen
eine Definition von Herbert Edelhertz einge-
bürgert, die Wirtschaftskriminalität festlegt
als: „Illegal acts committed by nonphysical
means and by concealment or guile, to obtain
money or property, to avoid the payment or
loss of money or property or to obtain busi-
ness or personal advantage.")13

Kritische Stimmen meinen jedoch zu dieser
Definition, daß eine Unterscheidung in abwei-
chendes Verhalten und sanktioniertes abwei-
chendes Verhalten fehle14). Aufbauend auf
dieser Kritik macht Howard Friedman15)
den Vorschlag, folgende Definition für Wirt-
schaftsverbrechen, d. h. also sanktioniertes
abweichendes Verhalten, zu verwenden:

13) H. Edelhertz, The Nature, Impact and Prosecu-
tion of White-Collar Crime, Washington 1970, S. 3.
14) Vgl. u. a. H. M. Friedman, Probleme der Wirt-
schaftskriminalität am Beispiel des Wertpapierbe-
truges, in: K. Liebl (Hrsg.), Internationale For-
schungsergebnisse auf dem Gebiet der Wirtschafts-
kriminalität, Pfaffenweiler 1985 (im Erscheinen).
15) H. M. Friedman (Anm. 12).

1. Der Täter gehört zu einer hohen sozioöko-
nomischen Schicht der Gesellschaft;
2. die Ermittlungen und die notwendige Be-
weisführung sind komplex;
3. das Verhalten des Täters wird von der Be-
völkerung für moralisch neutral gehalten;
4. es wird angenommen, daß das Opfer entwe-
der nur geringen Schaden erleidet oder die-
sen Schaden durch Komplizenschaft oder
Habgier herausfordert.

Dabei stellt Friedman fest, daß drei dieser De-
finitionen auf jedes Delikt zutreffen können,
jedoch nur bei Wirtschaftsstraftaten alle vier
Kriterien erfüllt sind.

Diese Definition läßt jedoch auch einige Un-
schärfen erkennen, so daß man sie wie folgt
modifizieren sollte:
Ein Wirtschaftsverbrechen liegt dann vor,
wenn
1. der Täter einer höheren sozioökonomi-
schen Schicht der Gesellschaft angehört oder
von seiner Tätigkeit her einer solchen Schicht
zugerechnet werden kann;
2. die Ermittlungen und die notwendige Be-
weisführung komplex und umfangreich sind;





3. das Verhalten des Täters von der Bevölke-
rung moralisch für neutral oder verständlich
gehalten wird, es den Charakter eines „Kava-
liersdeliktes" hat;

4. der Schaden, der den Opfern entsteht, ver-
kannt oder vermutet wird, daß er für das Op-
fer nur durch Komplizenschaft oder Habgier
entstanden ist bzw. den Straftaten ein sichtba-
res Opfer fehlt und dadurch eine Nachvoll-
ziehbarkeit des Victimisierungsprozesses (so
z. B. bei Steuerhinterziehung, wo der Staat als
Opfer auftritt) erschwert wird.

Wenngleich diese Definitionen recht brauch-
bar erscheinen, so haben demgegenüber die
reinen deliktsspezifischen Abgrenzungen den
Vorteil, daß sie inhaltlich bei sanktioniertem
abweichenden Verhalten im Bereich der
Wirtschaftskriminalität noch eindeutiger
sind. Man umgeht damit eine eventuell not-
wendige Unterdefinition, wie z. B. des Begriffs
„einer höheren sozioökonomischen Schicht".

Diese deliktsmäßige Abgrenzung stellt in der
Bundesrepublik Deutschland, wenn auch nur
für einige Delikte, die von der Schwere her
Strafkammerniveau erreichen, der § 74 c Ge-
richtsverfassungsgesetz (GVG) dar. In den
USA liegt zu diesem Problembereich eine um-
fassende Einteilung von Edelhertz vor, die

eine differenzierte Unterteilung der Delikte
in die Gruppen:
A. „Crimes by persons Operation on an indivi-
dual, ad hoc basis",
B. „Crimes in the course of their occupations
by those Operation inside business, Govern-
ment, or other establishments, in violation of
their duty of loyality and fidelity to employer
or dient",
C. „Crimes incidental to and in furtherance of
business operations, but not the central pur-
pose of the business" und
D. „White-collar crime as a business, or as the
central activity" )
vorsieht.
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In Anlehnung an die Einteilung von Edel-
hertz würde sich in der Weiterführung des
§ 74 c GVG für die Bundesrepublik Deutsch-
land die in Übersicht 1 dargestellte Situation
ergeben.
Abschließend kann festgehalten werden, daß
sich aufgrund der international herausgebil-
deten Definition der Gegenstand der Wirt-
schaftskriminalität erfassen läßt und insbe-
sondere auch die deliktsmäßigen Abgrenzun-
gen eine hinreichende Grundlage sind, um
Wirtschaftskriminalität inhaltlich zu bestim-
men und somit zur Grundlage für weiterge-
hende Forschungen und organisatorische
Maßnahmen zu machen.

III. Umfang und Erscheinungsbild

Nach einer Definitionsdiskussion zum Begriff
der Wirtschaftskriminalität stellt sich not-
wendigerweise die Frage nach dem Umfang
und dem Erscheinungsbild der Wirtschafts-
kriminalität in der Bundesrepublik Deutsch-
land.

Die zur Verfügung stehenden amtlichen Stati-
stiken — die Polizeiliche Kriminalstatistik so-
wie die Rechtspflegestatistik — lassen hierzu
allerdings nur globale, undifferenzierte Er-
kenntnisse zu. So werden zwar in der Polizei-
lichen Kriminalstatistik die von der Polizei
bearbeiteten Verbrechen und Vergehen ein-
schließlich der mit Strafe bedrohten Versuche
registriert, jedoch sind die für den Bereich der

Wirtschaftskriminalität relevanten Tatbe-
stände gerade auch der strafrechtlichen Ne-
bengesetze dort nur zu einem Teil gesondert
ausgewiesen.

Bedingt durch die für diesen Problembereich
unzureichende Erfassung statistischer Daten
sowie durch das Fehlen konkreter Untersu-
chungen fußten Aussagen insbesondere zum
Umfang der Wirtschaftskriminalität bislang
auf mehr oder minder fundierten Schätzun-
gen der jeweiligen Autoren. So gab es in den
sechziger Jahren Schadensschätzungen in
Höhe von mehreren hundert Millionen DM.
Von Adolf Zybon17) wurde 1972 die vermu-
tete Schadenshöhe auf 10 bis 55 Milliarden

«
16) H. Edelhertz (Anm. 11).

17) A. Zybon, Wirtschaftskriminalität als gesamt-
wirtschaftliches Problem, München 1972, S. 5.



DM beziffert. Hans-Jürgen Schneider führte
im gleichen Jahr in einem vielbeachteten Bei-
trag aus, daß „die Wirtschaftskriminalität in
der Bundesrepublik ... die Wirtschaftskrimi-
nalität in den USA überholt haben (soll) ...
Die jährlichen Verluste sollen ungefähr dem
jährlichen Kaufkraftschwund der D-Mark ent-
sprechen. Die Steuern sollen um fast ein Drit-
tel gesenkt werden können, wenn alle Steu-
ern ehrlich bezahlt würden. Selbst bei vor-
sichtiger Schätzung muß davon ausgegangen
werden, daß die Wirtschaftskriminalität grö-
ßere materielle Schäden als die klassische
Kriminalität verursacht" ).18

Neben diesen hauptsächlich immer wieder in
die Diskussion eingebrachten Zahlen gab es
ferner Schätzungen der Industrie- und Han-
delskammer in München vom Jahre 1968 mit
rd. 10 Mrd. DM, der Zeitschrift „DIE ZEIT'
vom Jahre 1972 mit 10 bis 15 Mrd. DM sowie
die von Walter Ricke zitierten Schätzungen
der Zeitschriften „Bild am Sonntag" und
„WAZ" in Höhe von 10 bis 70 Mrd. DM bzw.

bis 50 Mrd. DM 19).20

Obschon diese Schätzungen, die immer im
Zusammenhang mit dem Erscheinungsbild
von Wirtschaftsstraftaten und ihrer Defini-
tion zu sehen sind20), d. h., daß marktwirt-
schaftliche Systeme andere Wirtschaftsstraf-
taten kennen als planwirtschaftliche Systeme
(wie z. B. Mietwucher, Kapitalanlagebetrug
usw.), auch zu Beginn der neu entflammten
Diskussion des Problems der Wirtschaftskri-
minalität ausgereicht haben mögen, so fehlte
doch für eine intensive Auseinandersetzung
grundlegendes Zahlenmaterial.

2) C. Plath, Wirtschaftskriminalität in der Bundes-
republik, in: R. L. Heilbronner u. a., Im Namen des
Profits oder Fahrlässigkeit als Unternehmensprin-
zip, Reinbek bei Hamburg 1973, S. 187 f.
22) H. Schellhoss, White-Collar Crime, in: G. Kai-
ser/F. Sack/H. Schellhoss (Hrsg.), Kleines Krimino-
logisches Wörterbuch, Freiburg 1974, S. 390.
23) Vgl. Verhandlungen des neunundvierzigsten
Deutschen Juristentages, Düsseldorf 1972.
24) P. Wax, Zur Bekämpfung der Wirtschaftskrimi-
nalität, in: Deutsche Richterzeitung, (1973) 51, S. 37.
25) Leichte Wirtschaftskriminalität oder Bagatell-
kriminalität im Wirtschaftsleben wird nicht erfaßt.

Dieser Mangel wurde in verschiedenen Ver-
öffentlichungen beklagt, so von Christa Plath
in ihrem Beitrag „Wirtschaftskriminalität in
der Bundesrepublik": „So heftig sich die Juri-

18) H. J. Schneider, Wirtschaftskriminalität in kri-
minologischer und strafrechtlicher Sicht, in: Juri-
stenzeitung, (1972), 27, S. 461 ff.
1)9 Vgl. die Nachweise bei W. Ricke, Die Einstel-
lung der Gesellschaft zur Wirtschaftskriminalität
und den Wirtschaftskriminellen, in: Der Krimina-
list, (1974) 6, S. 373.
20) Vgl. dazu insbesondere W. Zirpins/O. Terstegen,
Wirtschaftskriminalität, Lübeck 1963.

sten um die Begriffsbestimmung der Wirt-
schaftskriminalität streiten, so wenig Zahlen
haben sie in der Hand. Eine Kriminalstatistik
der Wirtschaftsstrafsachen fehlt."21 ) Auch
Hartmut Schellhoss konstatierte: „Weiterhin
ist aufschlußreich, daß über die Zahl dieser
Täter und auch über das, was ihre spezifi-
schen Delikte sind, keine überprüfbaren
quantitativen Erkenntnisse vorliegen."22 )

In die gleiche Richtung gingen die Beschlüsse
des 49. Deutschen Juristentages 1972 in Düs-
seldorf23 ), dessen Ergebnis von P. Wax folgen-
dermaßen zusammengefaßt wird: „Daß die Er-
wartungen dennoch weithin enttäuscht wur-
den und sich trotz aller Aktivität in der teil-
weise sehr lebhaft geführten Diskussion am
Ende die alte Ratlosigkeit wieder einstellte,
hatte im wesentlichen wohl zwei Gründe.
Zum einen fehlt es immer noch an systemati-
schen und umfassenden empirischen Unter-
suchungen über die tatsächlichen Grundlagen
des komplexen Phänomens Wirtschaftskrimi-
nalität. Dieser Mangel ist auch durch noch so
große und wertvolle subjektive Erfahrungen,
wie sie viele der Diskussionsredner aus ihrer
täglichen Arbeit mitbrachten, nicht auszuglei-
chen; über das Vorliegen von Tatsachen kann
nicht durch Mehrheitsbeschluß entschieden
werden.. ,“24 ).

Auf der Grundlage dieser Forderungen wurde
mit Beschluß der 42. Konferenz der Justizmi-
nister und Justizsenatoren sodann die „Bun-
desweite Erfassung von Wirtschaftsstraftaten
nach einheitlichen Gesichtspunkten" (BWE)
begründet. Dadurch können nun auch Aus-
führungen zum Umfang der von den Staatsan-
waltschaften erledigten Verfahren der schwe-
ren Wirtschaftskriminalität gemacht wer-
den 25 ).



IV. Zahl und Umfang der Verfahren nach der BWE

Als wichtigstes Ergebnis kann an dieser
Stelle festgehalten werden, daß in der „Bun-
desweiten Erfassung" jährlich etwa 3 350 Ver-

fahren erfaßt werden. Im einzelnen wurden in
den Erhebungsjahren folgende Verfahrens-
zahlen gemeldet:

In dem bisher vorliegenden Zehnjahres-Zeit-
raum wurden gegen insgesamt 61 121 Perso-
nen Ermittlungen geführt, was eine durch-

schnittliche Beschuldigtenzahl von 6 112 Per-
sonen pro Jahr bedeutet. Dabei zeigte sich in
den einzelnen Jahren folgendes Bild:



Die Ergebnisse zeigen, daß über 80% der
Straftaten im Zusammenhang mit der Tätig-
keit des Hauptbeschuldigten im Unterneh-
men standen. Nur bei durchschnittlich 5,4%
der Beschuldigten wurde diese Angabe ver-
neint26 ).

Die absolute Zahl der Einzelfälle oder Tat-
handlungen, die den erledigten Verfahren in
den Jahren 1974 bis 1983 zugrunde lag, betrug

im Durchschnitt pro Jahr 88 114 Einzelfälle.
In den Jahren 1974 bis 1976 wurden jeweils
zwischen 44 113 Einzelfälle (1976) und 51 150
Einzelfälle (1974) erledigt. Vom Jahre 1977 an
kam es jedoch zu einem Anstieg der Einzel-
fallzahlen, und zwar von 59 547 (1977) auf
145 209 (1980) und 127 843 (1981); 1982 wurden
96 376 Einzelfälle gemeldet, 1983 stieg die
Zahl wiederum an, und zwar auf 163 472 Ein-
zelfälle.

V. Schadenshöhe

Die Höhe des Schadens durch Wirtschaftskri-
minalität ist in der vorhandenen Literatur,
wie dies auch die vorangestellten Ausführun-
gen belegen, als eines der entscheidenden
Merkmale für die „Sozialschädlichkeit" dieser
Kriminalität angeführt worden.
Die Schadenshöhe, die durch die BWE ermit-
telt werden konnte, stieg von 1 380,6 Mill. DM
im Jahre 1974 auf immerhin 5 477,4 Mill. DM
im Jahre 1978 an und ging über 3 933,6 Mill,
auf 2 616,0 Mill. DM im Jahre 1980 zurück,
während seit dem Jahre 1981 die Schadens-
summen wieder zunahmen: so von 3 592,5
Mill. DM (1981) bzw. 4 858,6 Mill. DM (1982)
auf den höchsten Stand von 6 928,3 Mill. DM
im Jahre 1983.
Wie die Ergebnisse der BWE gezeigt haben,
erreichten die festgestellten Schadenssum-
men nicht das Ausmaß, wie es die Aussagen
der Experten in der Diskussion um die Wirt-
schaftskriminalität vermuten ließen. Trotz-
dem ergab die Erhebung, daß die Schädigun-
gen durch Wirtschaftsdelikte ein größeres
Ausmaß haben als durch alle anderen Vermö-
gensdelikte, obwohl die Fallzahl der Wirt-
schaftsdelikte nur einen Bruchteil dieser aus-
macht.
Dies läßt sich folgendermaßen belegen, wenn
auch bisher exakte Angaben zum Schadens-
umfang der bekanntgewordenen Delikte feh-
len. Um das Verhältnis zwischen den Scha-
denssummen durch Wirtschaftsdelikte und
„normale" Vermögensstraftaten feststellen zu
können, kann man jedoch die in der Polizeili-
chen Kriminalstatistik ausgewiesenen Scha-

densklassen für alle Delikte mit einem Ver-
mögensschaden heranziehen. Dies ist selbst-
verständlich lediglich ein Hilfsmittel, da man
nur die Fallzahlen mit den Mittelwerten der
jeweiligen Schadensklassen bzw. bei der letz-
ten Schadensklasse einem aus der Wirt-
schaftskriminalität bekannten durchschnittli-
chen Höchstschaden multiplizieren kann.
Zwar stellen die so gewonnenen Ergebnisse
nicht reale Schadenssummen dar, anderer-
seits jedoch bieten sie sehr wohl eine Ver-
gleichsmöglichkeit, da die Multiplikation mit
den Mittelwerten statistisch sehr genaue
Werte liefert. Dies zeigen auch die gewonne-
nen Ergebnisse:

Wenn man diese Zahlen nun mit den Scha-
denssummen der Wirtschaftskriminalität ver-
gleicht, muß man berücksichtigen, daß in den
angegebenen Summen noch die Schadens-
beträge durch die Wirtschaftskriminalität
ebenso enthalten sind wie reine Vermögens-
gefährdungen, die in der BWE nicht erfaßt
werden. Unter Berücksichtigung dieser Sach-
verhalte und bei einem Vergleich mit den
Schadenssummen der BWE kann man fest-
stellen, daß die Schäden durch Wirtschafts-
kriminalität diejenigen der „normalen" Ver-
mögensdelikte tatsächlich bei weitem über-
steigen.



VI. Anteil verschiedener Tathandlungen
in der Wirtschaftskriminalität

Untersucht man die einzelnen Verfahren auf
die ihnen zugrundeliegenden Tathandlun-
gen ), so ergibt sich eine Dreiteilung: Einmal
sind es die Massendelikte mit einem Anteil
von jeweils mehr als 10% an allen Verfahren,
eine mittlere Gruppe mit einem Anteil zwi-
schen 3% und 10% und die seltenen Delikte
mit einem Anteil von unter 3%.

Die häufigsten Delikte im Bereich der Wirt-
schaftskriminalität sind dabei Betrug, Steuer-
hinterziehung und Bankrottdelikte mit einem
durchschnittlichen Anteil von 47%, 30% bzw.
29%. Ebenfalls zu den Massendelikten zählen
die Untreue, Verstöße gegen das GmbH-Ge-
setz und die Reichsversicherungsordnung, de-
ren Anteil zwischen 10% und 20% liegt.

Zu der mittleren Gruppe zählen insbesondere
Unterschlagung, Urkundenfälschung, Verlet-
zung der Buchführungspflicht, Verstöße ge-
gen das Arbeitsförderungsgesetz, Verstöße
nach dem Gesetz gegen den unlauteren Wett-
bewerb (UWG) sowie auch Verstöße gegen
das Angestelltenversicherungsgesetz. Alle

anderen Tatbestände gehören zur Gruppe der
seltenen Delikte, wie z. B. Verstöße gegen das
Außenwirtschaftsgesetz, das Kreditwesenge-
setz, das Börsengesetz oder der Kreditbetrug,
um hier nur einige wenige Delikte aufzufüh-
ren.

Die Entwicklung einiger ausgewählter De-
likte gibt Schaubild 4 wieder, wobei insbeson-
dere die kontinuierliche Anteilszunahme bei
der Steuerhinterziehung und den Verstößen
gegen das GmbH-Gesetz auffällt.



VII. Umfang des registrierten steuerlichen Mehrergebnisses
(Steuerhinterziehung) und kartellrechtliche Delikte

In der BWE sind die Verfahrensinhalte der
bei den Straf- und Bußgeldsachenstellen der
Finanzämter durchgeführten Verfahren nicht
enthalten. Diese Verfahren sind jedoch insbe-
sondere im Bereich der Wirtschaftskriminali-
tät von Bedeutung, da gerade das Feld der
Steuerhinterziehung ein Schwergewicht in-
nerhalb der Deliktsstruktur der Wirtschafts-
kriminalität darstellt.

Für eine Untersuchung der Entwicklung der
Wirtschaftskriminalität in der Bundesrepu-
blik Deutschland ist es daher notwendig, auch
diese Zahlen in die Untersuchung einfließen
zu lassen, so daß die Schäden durch Steuer-
hinterziehung, die aufgrund der Tätigkeit der
Steuer- und Zollfahndung aufgedeckt wurden,
hier gesondert dargestellt werden müssen.

Ebenfalls wurden die Ergebnisse der steuer-
lichen Betriebsprüfung sowie die Angaben
der Steuerstrafsachenstatistik aufgenommen.
Letzteres hat seinen Grund darin, daß die
durch die Arbeit der Steuer- und Zollfahn-
dung in den Nachforderungen rechtskräftig
gewordenen Mehrergebnisse in den Zahlen
der steuerlichen Betriebsprüfung nicht ent-
halten sind. Auch vom Bundesminister der Fi-
nanzen wird zur Strafsachenstatistik ausge-
führt, daß ein Vergleich der Steuerstrafsa-
chenstatistik mit dem Ergebnis der Steuer-
und Zollfahndung nicht möglich ist, da diese
Zahlen nur die Angaben der rechtskräftig ab-
geschlossenen Verfahren einschließen. Dabei
ist wohl davon auszugehen, daß die Schadens-
beträge der Steuerstrafsachenstatistik bereits
in den Ergebnissen der Steuer- und Zollfahn-
dung der Vorjahre enthalten gewesen sind.

Hinsichtlich der Einbeziehung der Ergebnisse
der steuerlichen Betriebsprüfung wurde zwar
vorausgesetzt, daß nicht jedes steuerliche
Mehrergebnis seine Ursache in einer straf-
rechtlich relevanten Handlungsweise hat, je-
doch manifestieren sich hierin gleichfalls
Steuerausfälle, über deren Grund keine Anga-
ben vorliegen. Ebenfalls ist dabei zu beden-
ken, daß nach der heute üblichen Praxis steu-
erliche Mehrergebnisse in Großbetrieben
nicht zur Einleitung eines Steuerstrafverfah-
rens führen, da in solchen Fällen immer eine

„unterschiedliche Rechtsauffassung" hineinin-
terpretiert wird ).28

Nach den Ergebnissen der steuerlichen Be-
triebsprüfung wurde im Jahre 1975 ein rechts-
kräftiges Mehrergebnis von 5 Mrd. DM ermit-
telt. Im Jahre 1983 betrug das Ergebnis der
steuerlichen Betriebsprüfung bereits rund
8 Mrd. DM „mehr Steuern“, was einen Anstieg
von 60% seit 1975 bedeutet. Die Ergebnisse
der Steuerfahndung zeigen ebenfalls eine an-
steigende Tendenz. So wurden im Jahre 1975
noch 352 Mio. DM hinterzogener Steuern er-
mittelt, welche bis zum Jahre 1983 auf knapp
800 Mio. DM angestiegen sind. Nach den Un-
terlagen der Steuerstrafsachenstatistik lag
den rechtskräftig abgeschlossenen Strafver-
fahren ein steuerliches Mehrergebnis von 222
Mio. DM im Jahre 1975 zugrunde. Dieses
stieg auf fast 500 Mio. DM im Jahre 1982 an.
Zusammenfassend läßt sich sagen, daß durch
Steuerhinterziehung im Bereich der Besitz-
und Verbrauchssteuer ein Betrag von 1,5 Mrd.
DM als hinterzogen festgestellt wurde. Unter
Berücksichtigung des Mehrergebnisses der
steuerlichen Betriebsprüfung kommt dazu
noch ein Betrag von knapp 8 Mrd. DM, wobei
beide Summen eine steigende Tendenz auf-
weisen.

Neben diesen Statistiken sind für eine Beur-
teilung des Ausmaßes der Wirtschaftskrimi-
nalität die Tätigkeitsberichte des Bundeskar-
tellamtes, die die bekanntgewordenen Kar-
tellverstöße ausweisen, wichtig. Leider wer-
den in den Tätigkeitsberichten keine Aussa-
gen über den Umfang der bearbeiteten Fälle
getroffen, so daß der Umfang und der einge-
tretene Schaden durch Kartelldelikte nur ge-
schätzt werden können. Auch ist es sicherlich
schwierig festzustellen, welcher Schaden der
Volkswirtschaft durch Ausschreibungsabspra-
chen entsteht. Aus den Berichten kann jedoch
entnommen werden, daß die Verfahren we-



gen wettbewerbsbeschränkender Vereinba-
rungen, wegen Liefer- und Bezugssperren
(einschließlich Verfahren wegen Diskriminie-
rung) und auch wegen Preisabsprachen seit
1969 zugenommen haben. Dagegen nahm die
Zahl der Verfahren ab, die sich gegen Emp-
fehlungen, die eine Umgehung von kartell-

rechtlichen Vorschriften beinhalten, odei
Preisfestsetzungen richteten. Verstöße we-
gen Lizenzbeschränkungen, Wettbewerbsbe-
schränkungen und unterlassener Auskunfts-
pflicht haben sich dagegen kaum verändert
und spielen von der Fallzahl her keine große
Rolle.



VIII. Mogelpackungen, organisierte Wirtschaftskriminalität,
Schattenwirtschaft und Dunkelfeld

Zu dem Umfang der bekanntgewordenen
Wirtschaftskriminalität muß noch eine große
Anzahl von Delikten der Bagatellkriminalität
hinzugerechnet werden, die sich zu erhebli-
chen Schadenssummen bei den Verbrauchern
summieren können. Hier wären beispiels-
weise die „Mogelpackungen" anzuführen, z. B.
wenn in einem Kaufhaus Gemüse selbst ver-
packt und das Gewicht einschließlich dem
Preis auf die Packung gedruckt wird. Dabei
wird jedoch jede Packung um beispielsweise
50 Gramm höher ausgezeichnet, als ihr tat-
sächlicher Inhalt ist. Beträgt nun der dadurch
erzielte Mehrerlös bei einer Packung z. B. nur
—,50 DM, so führt dies zu einer Schadens-
summe bei normalem Umsatz von fast
25 000,— DM pro Jahr bei nur einem Produkt.
Durch die geringe Schadenssumme pro Tat-
handlung wird diese Handlungsweise in der
Bundesrepublik nur als Ordnungswidrigkeit
verfolgt und führt im Regelfall nur zu einer
Geldbuße von 200,— DM29 ). Dies ist nur ein
Beispiel aus der Vielzahl von Ordnungswid-
rigkeiten — der Bagatellkriminalität im Be-
reich der Wirtschaftskriminalität —, über die
in der Bundesrepublik Deutschland fast keine
Erkenntnisse vorliegen.

Daneben zeichnet sich bereits eine Form von
organisierter Wirtschaftskriminalität ab, die
insbesondere in den Bereichen der illegalen
Arbeitnehmerüberlassung, der „Sanierung"
von bankrotten Unternehmungen, den soge-
nannten „Durchschleusungsgeschäften" im In-
terzonenhandel (Bundesrepublik Deutschland
— Deutsche Demokratische Republik auf-
grund der noch gültigen Militärratsregie-
rungsgesetze) und dem Verkauf von unwirk-
samen Heilmitteln, um hier nur einige zu
nennen, auftritt und bereits einen erheblichen
Schadensanteil aufweist30 ).

■

Auch tritt die sogenannte „Schattenwirt-
schaft" immer mehr in den Mittelpunkt der
Forschung, wobei darunter insbesondere Un-
ternehmen verstanden werden, die umfang-
reiche Aufträge ausführen, ohne angemeldet
zu sein, und somit der Zahlung von Steuern,
Versicherungsabgaben und Gebühren entge-
hen. Hierbei tauchen nicht nur Fragen des
entstehenden Schadens auf, sondern es muß
auch geklärt werden, ob überhaupt und wel-
che Nachteile durch diese Schwarzarbeit ent-
stehen. Dem verschiedentlich von Ökonomen
vorgebrachten Einwand, der Vorwurf der be-
trächtlichen Steuerhinterziehung sei nicht zu-
treffend, da in den meisten Ländern neben
der Einkommensteuer als weitere wesentli-
che Steuer eine Umsatzsteuer erhoben wird,
so daß über diese Umsatzsteuer Mehrerträge
eingenommen werden, kann nur bedingt zu-
gestimmt werden. Dieses Argument trifft si-
cherlich bei dem Teil der Schwarzarbeit zu,
der unter dem Gesichtspunkt der „Nachbar-
schaftshilfe" im weitesten Sinne gefaßt wird.
Dabei wird davon ausgegangen, daß diese Ar-
beiten nur durchgeführt werden können,
wenn die Soziallasten durch diese Tätigkeit
nicht anfallen. Bei gewerbsmäßiger Schwarz-
arbeit würde dies hingegen nicht zutreffen, da
diese Aufträge auch an die „offizielle Wirt-
schaft" vergeben werden können (jedenfalls
zu einem großen Teil) und somit ein realer
Steuerausfall entsteht31 ).

Beachtet man all diese Punkte, dann wird
deutlich, daß über das gesamte Ausmaß der
Wirtschaftskriminalität bisher nur wenige — 
zum Teil jedoch auch bereits aussagekräftige
— Erkenntnisse vorliegen. Trotzdem kann bis
heute nicht genau gesagt werden, wie hoch
der Schaden durch Wirtschaftskriminalität
insgesamt ist: Hier bleibt ein Feld für Dunkel-
feldschätzungen von 20 Mrd. bis 120 Mrd.
DM, wie auf der letzten Arbeitstagung des
Bundeskriminalamtes vorgebracht wurde32 ).



IX. Schlußbetrachtung: Wirtschaftskriminalität international?

Wenn man in den einschlägigen Kriminalsta-
tistiken nach Zahlen zum Umfang der Wirt-
schaftskriminalität der verschiedenen Länder
nachschlägt, macht man die Erfahrung, daß
diese nur sehr beschränkt — wenn überhaupt
— Aussagen zur Wirtschaftskriminalität ent-
halten. So fehlen z. B. gesonderte Erfassungen
der Wirtschaftskriminalität in Österreich und
der Schweiz völlig, wobei deren Kriminalsta-
tistiken nur wenige Angaben liefern. Demge-
genüber stehen aus Schweden, Finnland, Nor-
wegen, den Benelux-Staaten und Großbritan-
nien bereits unterschiedliche Strukturanaly-
sen zur Verfügung, ohne daß man freilich von
einer umfassenden Erhebung des Komplexes
der Wirtschaftskriminalität sprechen kann.
Vergleichbare Erfassungsversuche der Wirt-
schaftskriminalität wie die BWE sind in Eu-
ropa bislang lediglich in Frankreich gemacht
worden, wo Pierre Lascoumes erstmals im
Jahre 1979 eine Analyse des Justizministe-
riums über Wirtschaftskriminalität veröffent-
lichte. Hierbei zeigte sich nach einem Bericht
des Jahres 1977, daß in Frankreich allein
durch Steuervergehen (Steuerhinterziehung,
Schmuggel, ungerechtfertigte Erlangung
staatlicher Zuwendungen etc.) ein Schaden in
Höhe von 35 bis 40 Mrd. Französischen
Francs jährlich entsteht33 ).
Für die USA werden als meist zitierte jährli-
che Schadenssumme 41,78 Mrd. US-Dollar an-
genommen (Berechnung der „Chamber of
Commerce of the United States"). Eine von der
„Pennsylvania Crime Commission" vorgenom-
mene Aufstellung kommt demgegenüber aber
bereits auf eine Summe von 121 bis 168 Mrd..
US-Dollar pro Jahr (vgl. Übersicht 2)34 ).

Wenngleich dies nur einige Belege für das
internationale Auftreten der Wirtschaftskri-
minalität sind, so zeigen sie doch bereits auf,
daß Wirtschaftskriminalität ein internationa-

les Problem mit internationaler Verflechtung
und nicht nur eine bundesweite „Kriminali-
tätsspielart" ist. Trotz des sich abzeichnenden
Ausmaßes erstaunt, daß von den nationalen
Verfolgungsbehörden jeder Diebstahl gezählt
wird, jedoch die „Kriminalität der Mächtigen"

oft nur ein weißer Fleck in den Kriminalitäts-
statistiken darstellt. Das Problem wird noch
deutlicher, wenn man die internationale Zu-
sammenarbeit der Strafverfolgungsbehörden,
z. B. bei Steuerhinterziehung, in der Realität
sieht; dann muß man feststellen, daß Steuer-
hinterziehung nur national verfolgbar ist. Wie
wird die Zusammenarbeit, so die Frage, dann
künftig bei der Verfolgung von Umwelttätern
(auf Unternehmensebene) auf internationaler
Ebene aussehen? Hier wird das Zusammen-
spiel von Politik und Gesetzgebung versus
Wirtschaft deutlich und gibt Hinweise auf
eine weitere Dimension von Wirtschaftskri-
minalität.



Arthur Kreuzer: Kriminalpolitik auf dem Prüfstand. Gefängnisüberfüllung
und Kriminalitätsanstieg in der Diskussion
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 11/85, S. 3—16

Gefängnisüberfüllung ist weltweit das wohl bedrückendste Problem des Strafvollzugs. Es
zwingt, die gesamte Kriminalpolitik zu überdenken. Während die Bundesrepublik bei den
Gefangenenzahlen im Vergleich zu den Ländern des Ostblocks und den USA günstig
abschneidet, gestaltet sich ein Vergleich zu Europaratsländern sehr ungünstig.
Gefängnisüberfüllung gefährdet Ziele des Strafvollzugsgesetzes, überfordert Gefangene
und Bedienstete, verstärkt subkulturelle Unterdrückung und beschwört neue Gefängnis-
skandale herauf. Als Ursachen werden der Kriminalitätsanstieg, Umschichtungen in der
Bevölkerungsstruktur, die Ausweitung von Strafgesetzen und Tendenzen der Rechtspre-
chung diskutiert. Namentlich Untersuchungshaft wird zu oft und zu lange unter Mißach-
tung des Verhältnismäßigkeitsgebots verhängt. Die Behauptung, eine zunehmende An-
wendung längerer Freiheitsstrafen sei für überfüllte Haftanstalten verantwortlich, wird
jedoch zurückgewiesen; im Gegenteil sind die „Preise für Kriminalität gefallen"; auf Ver-
mögensstraftaten wird immer mehr mit Verfahrenseinstellungen reagiert, während An-
teile von Gewalttätern im Strafvollzug entsprechend dem Anstieg verfolgter Raub- und
Körperverletzungsdelikte zunehmen.
Weder abolitionistische Bewegungen, die unrealistisch auf Gefängnisse überhaupt ver-
zichten wollen, noch expansionistische Strategien, die in eine Teufelsspirale wechselseiti-
ger Eskalation von Kriminalität und Strafe führen, bieten akzeptable Problemlösungsan-
sätze. Leitsätze umreißen eine moderate kriminalpolitische Reform; deren Ziel ist es, Frei-
heitsentzug auf ein für die Sicherheit und Normtreue unverzichtbares Mindestmaß
zurückzuführen. Beispielhaft werden neue Wege aufgezeigt, die — wie „Die Brücke" —
weniger Haft und größere Prävention versprechen.
Nötige und sinnvolle Reformen können nicht gegen die Praxis, sondern müssen mit ihr
durchgesetzt werden. Anderenfalls laufen Gesetzesänderungen, die z. B. freizügigere
Strafaussetzungen zur Bewährung ermöglichen, Gefahr, von der Strafjustiz unterlaufen zu
werden. Auch müssen Neuerungen von der Öffentlichkeit mitgetragen werden.

Hans-Jörg Albrecht: Umweltkriminalität und Umweltstrafrecht
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 11/85, S. 17—29

Umweltschutz ist eine drängende Aufgabe der Gegenwart. Dabei sollte auch dem Straf-
recht eine eigenständige Rolle zufallen, die insbesondere darin besteht, plakativ hervorzu-
heben, welche Umweltschädigungen keinesfalls geduldet werden. Anliegen der Reform
des Umweltstrafrechts im Jahre 1980 war es, einen Schritt in diese Richtung zu tun und
mit einer leichteren Nachweisbarkeit von Umweltdelikten sowie höheren Strafandrohun-
gen zu einem verbesserten strafrechtlichen Umweltschutz beizutragen. Zwar zeigt die
Polizeiliche Kriminalstatistik, daß im letzten Jahrzehnt ein ganz enormer Anstieg der
registrierten Umweltdelikte stattgefunden hat, doch lassen die bisherigen empirischen
Erkenntnisse darüber, welche Sachverhalte und welche Umweltdelinquenten gegenwärtig
mit dem Mittel des Strafrechts erreicht werden, Zweifel daran zu, daß tatsächlich die
schwerwiegenden Verstöße gegen strafrechtliche Umweltnormen erfaßt werden. Viel-
mehr sind es in der Regel Kleinverschmutzer, die leicht nachweisbare und gut sichtbare
Beeinträchtigungen der Umwelt auf sich geladen haben, die, wenn auch nur mit kleinen
Strafen, von Strafgerichten bestraft werden. Dieses gewissermaßen offizielle Bild der
Umweltkriminalität läßt sich erklären durch Besonderheiten der Umweltstrafrechtstatbe-
stände, Probleme der Nachweisbarkeit von Umweltdelikten im Rahmen größerer Betriebe,
Störungen der Kommunikation zwischen Umweltverwaltungs- und Strafverfolgungsbe-
hörden sowie Defiziten in Kontrollressourcen und Kontrollinteressen. Insoweit ist die
registrierte Umweltkriminalität derzeit kein Spiegel „tatsächlicher Umweltbelastungen",
sie spiegelt vielmehr wider, was derzeit im Umweltstrafrecht durchsetzbar ist.



Karlhans Liebl: Wirtschaftskriminalität als Gegenstand von Forschung und
Praxis
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 11/85, S. 31—44

Trotz recht früher, schon seit der Jahrhundertwende belegbarer Hinweise auf wirtschafts-
kriminelle Verhaltensweisen wurde dieser Kriminalitätsart erst seit den fünfziger Jahren
größere Aufmerksamkeit gewidmet, und eine umfangreiche Auseinandersetzung mit die-
sem Problem hat gar erst in den siebziger Jahren eingesetzt. Schwerpunkte der Diskus-
sion sind die Fragen der Definition und des Ausmaßes von Wirtschaftskriminalität. So
bestehen bisher mehrere Begriffe, die z. T. synonym für Wirtschaftskriminalität verwandt
werden, obwohl sie verschiedene Aspekte der „Kriminalität der Mächtigen" beschreiben.
Darunter fällt z. B. der Begriff des „white-collar crime", der kurz gesagt die Oberschichts-
kriminalität bezeichnet, oder der Ausdruck „corporate crime“, der die Straftaten von
Unternehmen in ihrer Anonymität als Kapitalgesellschaft beinhaltet. Im Zusammenhang
damit wird auch diskutiert, welche Delikte diese Begriffe im engeren Sinne umfassen,
ohne daß bisher freilich feste Konturen erkennbar scheinen. Trotz der diesen Begriffen
bisher nachgewiesenen Unschärfen hat sich indessen eine definitionsmäßige Ausgestal-
tung als zureichend herausgestellt: Danach liegt ein Wirtschaftsverbrechen dann vor,
wenn der Täter einer höheren sozioökonomischen Schicht der Gesellschaft angehört, die
Ermittlungen komplex und umfangreich sind, das Verhalten des Täters von der Bevölke-
rung als „Kavaliersdelikt" betrachtet wird und der Schaden nur fiktiv gesehen wird, da bei
den Delikten oft ein sichtbares Opfer fehlt.
Aufgrund der in der Bundesrepublik Deutschland durchgeführten Erfassungen der Wirt-
schaftskriminalität, wie der „Bundesweiten Erfassung von Wirtschaftsstraftaten nach ein-
heitlichen Gesichtspunkten", zeichnet sich ab, daß der durch die Wirtschaftskriminalität
verursachte Schaden wesentlich höher ist als der Schaden aller Vermögensdelikte. Dabei
muß ferner berücksichtigt werden, daß Folgeschäden nicht erfaßt werden und auch
bestimmte Erscheinungsformen der Wirtschaftskriminalität, wie die wirtschaftliche Baga-
tellkriminalität, statistisch keinen Niederschlag finden.
Vergleichende Untersuchungen haben überdies gezeigt, daß Wirtschaftskriminalität eine
nicht nur nationale Erscheinung ist, sondern international anzutreffen ist (so wird der
Schaden durch Wirtschaftsdelikte in den USA auf 168 Mrd. US-Dollar geschätzt), und sich
deren Bekämpfung durch ihre internationale Verflechtung besonders schwierig ge-
staltet.
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